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Beschlussempfehlung*)
des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
– Drucksache 14/6877 –

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften
(Steueränderungsgesetz – StÄndG 2001)

A. Problem

Mit diesem Gesetzentwurf schlägt die Bundesregierung vor allem redaktionelle
und inhaltliche Bereinigungen sowie Vereinfachungen insbesondere einkom-
mensteuerrechtlicher Vorschriften vor. Weiterhin sollen gesetzliche Regelun-
gen, z. B. im Bereich der Umsatzsteuer, an höchstrichterliche Rechtsprechung
und an das Recht der Europäischen Union angepasst werden. Darüber hinaus
enthält der Gesetzentwurf – soweit noch nicht geschehen – die Umstellung
steuerrechtlicher Vorschriften auf den Euro (z. B. im Rennwett- und Lotteriege-
setz) sowie die Anpassung von Vorschriften mit Euro-Beträgen im Steuereuro-
glättungsgesetz vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1790) an zwischenzeitlich
erfolgte Gesetzesänderungen.

B. Lösung

Grundsätzliche Annahme des Gesetzentwurfs, der insbesondere nachstehende
Maßnahmen vorsieht:

– Herstellung der steuerlichen Gleichbehandlung von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern hinsichtlich der Steuerfreiheit ihrer Auslandsdienstbezüge,
die sie aus einer Kasse einer juristischen Person des öffentlichen Rechts er-
halten.

– Streichung der Nichteinbeziehung von Einlagen und Entnahmen, die inner-
halb der letzten drei Monate vor Ende des Wirtschaftsjahrs getätigt worden
sind, in das laufende Wirtschaftsjahr bei Rücknahme in den ersten drei Mo-
naten des Folgejahrs (§ 4 Abs. 4a Satz 3 EStG).

– Wegfall der sechsjährigen schädlichen Verfügungssperrfrist in § 19a EStG bei
der einkommensteuerbegünstigten Überlassung von Vermögensbeteiligun-
gen durch Arbeitgeber an Arbeitnehmer sowie inhaltliche Straffung der Vor-
schrift.

*) Der Bericht der Abgeordneten Lothar Binding, Elke Wülfing und Heidemarie Ehlert wird als Drucksache 14/7341 gesondert verteilt.
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– Anpassung der Regelungen zur Besteuerung der Erträge aus Finanzinnovati-
onen an höchstrichterliche Rechtsprechung.

– Vermeidung einer Doppelbegünstigung gewerblicher Einkünfte durch die Ta-
rifbegrenzung gemäß § 32c EStG und die Gewerbesteueranrechnung gemäß
§ 35 EStG im Veranlagungszeitraum 2001.

– Einführung eines einheitlichen Höchstbetrags für den Abzug von Unterhalts-
leistungen als außergewöhnliche Belastungen an gesetzlich unterhaltsberech-
tigte und an gleichgestellte Personen.

– Schließung von Besteuerungslücken bei den Einkünften aus nichtselbständi-
ger Arbeit von in Deutschland nicht ansässigen Arbeitnehmern, die bei inlän-
dischen Unternehmen beschäftigt sind (Geschäftsführer, Prokuristen, Vor-
standsmitglieder, Personal an Bord von Schiffen oder Luftfahrzeugen).

– Einführung der Möglichkeit, Maßnahmen zur Heilung von Verfahrens- und
Formfehlern bis zum Abschluss der Tatsacheninstanz eines finanzgerichtli-
chen Verfahrens nachzuholen.

– Streichung der Möglichkeit, noch nicht fällige Ansprüche aus Lebensversi-
cherungen anstelle mit dem Rücklaufwert alternativ mit zwei Dritteln der ein-
gezahlten Prämien oder Kapitalbeiträge zu bewerten.

– Änderung des EG-Amtshilfe-Gesetzes zur Verkürzung der Dienstwege im
internationalen Amtshilfeverkehr.

– Aufhebung des bisherigen Umsatzsteuerabzugsverfahrens bei gleichzeitiger
Einführung eines Verfahrens mit einer Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers.

– Verlängerung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für die Beförderung von
Personen mit Schiffen bis zum 31. Dezember 2004.

– Umrechnung und Glättung steuerlicher Euro-Beträge, insbesondere im Renn-
wett- und Lotteriegesetz.

In Abänderung bzw. Ergänzung des Gesetzentwurfs empfiehlt der Finanzaus-
schuss insbesondere Folgendes:

– Einkommensteuerfreiheit der Zuschüsse für die Wohneigentumsbildung in
innerstädtischen Altbauquartieren, die nach den Regelungen des Programms
der Bundesregierung „Stadtumbau Ost“ gewährt werden.

– Klarstellung, dass bei der Entfernungspauschale der Höchstbetrag von
10 000 DM ein Jahresbetrag ist und auch eine andere als die kürzeste Stra-
ßenverbindung zugrunde gelegt werden kann, wenn diese offensichtlich ver-
kehrsgünstiger ist.

– Einbeziehung betrieblich vereinnahmter Kapitalerträge aus Land- und Forst-
wirtschaft, die aus der Anlage von Sondergewinnen resultieren, in die Durch-
schnittssatzgewinnermittlung.

– Begrenzung des Anwendungsbereichs der Abzugssteuer bei Bauleistungen
(§ 48 Abs. 1 Satz 1 EStG): Befreiung von Vermietern, die nicht mehr als zwei
Wohnungen vermieten.

– Schaffung der Rechtsgrundlage im Rahmen der Bauabzugssteuer für Aus-
künfte des Bundesamtes für Finanzen über Freistellungsbescheinigungen
nach § 48b EStG.

– Verzicht auf die im Gesetzentwurf vorgesehene Besteuerung der Arbeitsein-
künfte des nicht im Inland ansässigen Personals an Bord eines Schiffes oder
Luftfahrzeuges, das von einem Unternehmen mit Geschäftsleitung im Inland
betrieben wird.
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– Milderung des Steuerabzugs bei der Besteuerung beschränkt steuerpflichtiger
Künstler, Sportler und Artisten bei Honoraren bis 1 000 Euro.

– Klarstellung, dass die Anwendung des § 42 AO (Missbrauch rechtlicher Ge-
staltungsmöglichkeiten) in allen Fällen möglich ist, in denen sie nicht aus-
drücklich ausgeschlossen ist.

– Verbesserung der Zusammenarbeit der Finanzbehörden der Mitgliedstaaten
der EU, insbesondere bei der Beitreibung von Einkommen- und Kapitalsteu-
ern sowie von Steuern auf Versicherungsprämien.

– Beibehaltung der Möglichkeit, noch nicht fälliger Ansprüche aus Lebensver-
sicherungen anstelle mit dem Rückkaufswert alternativ mit zwei Dritteln der
eingezahlten Prämien oder Kapitalbeiträge zu bewerten.

– Gesetzliche Normierung der bisherigen Verwaltungsregelung, den erbschaft-
steuerlichen Freibetrag sowie den bewertungsrechtlichen Abschlag bereits
dann zu gewähren, wenn die Übertragung des Betriebsvermögens zu Lebzei-
ten des bisherigen Unternehmers auf den Nachfolger vollzogen wird.

– Aufhebung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für die Lieferung von Tier-
fütterungsarzneimitteln.

– Änderung des Investitionszulagengesetzes in folgenden Punkten:
– Erhöhung des Fördersatzes von 15 % auf 22 % und der Förderobergrenze

von 1 200 DM auf 1 200 Euro für Investitionen zur Modernisierung von
Mietwohnungen in Altbau und denkmalgeschützten Beständen der 50er
Jahre in Sanierungs-, Erhaltungs- und Kerngebieten für den Zeitraum 2002
bis 2004.

– Änderung des Selbstbehalts von bisher jährlich 5 000 DM pro Anspruchs-
berechtigten auf 50 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche, bezogen auf den
Zeitraum von 2002 bis 2004 für nach dem 31. Dezember 2001 begonnene
Investitionen.

– Streichung der Investitionszulage für selbstgenutzte Wohnungen ab dem
Jahr 2002 bei alternativer Förderung durch Zuschüsse zu den Instandset-
zungs- und Modernisierungskosten im Rahmen des Programms der Bun-
desregierung „Stadtumbau Ost“.

– Verlängerung der Härteausgleichsregelung im Wohngeldgesetz in den neuen
Bundesländern bis 31. Dezember 2004.

– Ertragsteuerbefreiung des zusätzlichen Entlastungsbetrages nach § 6a Alt-
schuldenhilfe-Gesetz bei Wohnungsunternehmen.

Annahme mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP bei Stimmenthaltung der Frak-
tion der PDS

C. Alternativen
Es haben keine Änderungsanträge der Oppositionsfraktionen vorgelegen.



Drucksache 14/7340 – 4 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

D. Kosten
Für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben sich in den Rechnungs-
jahren 2002 bis 2005 die nachfolgenden Auswirkungen in Mio. DM:

Eine Übersicht mit detaillierten Angaben über die finanziellen Auswirkungen
der Gesetzesvorlage ist dem Bericht zu der Vorlage in Drucksache 14/7341 als
Anlage beigefügt.

Gebietskörper-
schaft

Entstehungsjahr Rechnungsjahr

2002 2003 2004 2005

Bund + 42 + 15 + 31 + 34 + 48

Länder + 38 + 13 + 27 + 30 + 44

Gemeinden +  7 – 3 + 8 + 7 +  8

Insgesamt + 87 + 26 + 66 + 71 + 100
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

den Gesetzentwurf – Drucksache 14/6877 – in der aus der nachstehenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen.

Berlin, den 7. November 2001

Der Finanzausschuss

Christine Scheel
Vorsitzende

Lothar Binding (Heidelberg)
Berichterstatter

Elke Wülfing
Berichterstatterin

Heidemarie Ehlert
Berichterstatterin
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E n t w u r f
—

B e s c h l ü s s e  d e s  7 .  A u s s c h u s s e s
—

Zusammenstellung

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften
(Steueränderungsgesetz 2001 – StÄndG 2001)
– Drucksache 14/6877 –
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung steuerlicher Vorschriften

(Steueränderungsgesetz 2001 – StÄndG 2001)
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das

folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht Artikel
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1
Änderung der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung 2
Änderung der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 3
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 4
Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 5
Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 6
Änderung des Gewerbesteuergesetzes 7
Änderung der Abgabenordnung 8
Änderung des Einführungsgesetzes
zur Abgabenordnung 8a
Änderung des EG-Beitreibungsgesetzes 8b
Änderung der Finanzgerichtsordnung 9
Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 9a
Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 10
Änderung des Bewertungsgesetzes 11
Änderung des Steuerberatungsgesetzes 12
Änderung des Erbschaft-
und Schenkungsteuergesetzes 12a
Änderung des EG-Amtshilfe-Gesetzes 13
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 14
Änderung der Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung 15
Änderung der Umsatzsteuererstattungsverordnung 16
Änderung der Umsatzsteuerzuständigkeits-
verordnung 16a
Änderung des Gesetzes zur Eindämmung
illegaler Betätigung im Baugewerbe 16b
Änderung des Rennwett- und Lotteriegesetzes 17

Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung steuerlicher Vorschriften

(Steueränderungsgesetz 2001 – StÄndG 2001)
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das

folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht Artikel
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1
Änderung der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung 2
Änderung der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 3
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 4
Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 5
Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 6
Änderung des Gewerbesteuergesetzes 7
Änderung der Abgabenordnung 8

Änderung der Finanzgerichtsordnung 9

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 10
Änderung des Bewertungsgesetzes 11
Änderung des Steuerberatungsgesetzes 12

Änderung des EG-Amtshilfe-Gesetzes 13
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 14
Änderung der Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung 15
Änderung der Umsatzsteuererstattungsverordnung 16

Änderung des Rennwett- und Lotteriegesetzes 17
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Änderung der Ausführungsbestimmungen
zum Rennwett- und Lotteriegesetz 18
Änderung der Verordnung zur Vereinfachung
der Steuererhebung bei der Lotteriesteuer 19
Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999 19a
Änderung des Versicherungsteuergesetzes 1996 20
Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 20a
Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 21
Änderung des Fünften Vermögensbildungs-
gesetzes 21a
Änderung des Wohngeldgesetzes 21b
Änderung des Altschuldenhilfe-Gesetzes 21c
Änderung des Gesetzes über
Kapitalanlagegesellschaften 22
Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes 22a
Änderung des Steuer-Euroglättungsgesetzes 23
Änderung des Zweiten Gesetzes
zur Familienförderung 23a
Neufassung geänderter Gesetze und
Verordnungen 24
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 25
Inkrafttreten 26

Artikel 1
Änderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom … (BGBl. I S. …), zuletzt geändert
durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:
01. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 32 wird wie folgt gefasst:
„§ 32 Kinder, Freibeträge für Kinder, Haus-
haltsfreibetrag“.

b) Die Angabe zu § 33b wird wie folgt gefasst:
„§ 33b Pauschbeträge für behinderte Menschen,
Hinterbliebene und Pflegepersonen“.

c) Nach Abschnitt VI wird folgender Abschnitt VII
eingefügt:
„VII. Steuerabzug bei Bauleistungen
§ 48 Steuerabzug
§ 48a Verfahren
§ 48b Freistellungsbescheinigung
§ 48c Anrechnung
§ 48d Besonderheiten im Fall von Doppel-

besteuerungsabkommen“.
d) Die Angabe zu § 53 wird wie folgt gefasst:

„§ 53 Sondervorschrift zur Steuerfreistellung
des Existenzminimums eines Kindes in den Ver-
anlagungszeiträumen 1983 bis 1995“.

Änderung der Ausführungsbestimmungen
zum Rennwett- und Lotteriegesetz 18
Änderung der Verordnung zur Vereinfachung
der Steuererhebung bei der Lotteriesteuer 19

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 1996 20

Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 21

Änderung des Gesetzes über
Kapitalanlagegesellschaften 22

Änderung des Steuer-Euroglättungsgesetzes 23

Neufassung geänderter Gesetze und
Verordnungen 24
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 25
Inkrafttreten 26

Artikel 1
Änderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom … (BGBl. I S. …), zuletzt geändert
durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:
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e) Die Angabe zu § 73 wird wie folgt gefasst:
„§ 73 (weggefallen)“.

02. In § 1a Abs. 1 wird im Einleitungssatz die Angabe
„§ 10 Abs. 1 Nr. 1, § 26 Abs. 1 Satz 1, § 32 Abs. 7
und § 33c“ durch die Angabe „§ 10 Abs. 1 Nr. 1,
§ 26 Abs. 1 Satz 1 und § 32 Abs. 7“ ersetzt.

1. entfällt

2. § 3 wird wie folgt geändert:
a) u n v e r ä n d e r t

b) Am Ende der Nummer 58 wird das Semikolon
durch ein Komma ersetzt und folgender Halbsatz
angefügt:
„der Zuschuss für die Wohneigentumsbildung in
innerstädtischen Altbauquartieren nach den Re-
gelungen zum Stadtumbau Ost in den Verwal-
tungsvereinbarungen über die Gewährung von Fi-
nanzhilfen des Bundes an die Länder nach Artikel
104a Abs. 4 des Grundgesetzes zur Förderung
städtebaulicher Maßnahmen;“

c) Nummer 64 wird wie folgt gefasst:
„64. bei Arbeitnehmern, die zu einer inländischen ju-

ristischen Person des öffentlichen Rechts in ei-
nem Dienstverhältnis stehen und dafür Arbeits-
lohn aus einer inländischen öffentlichen Kasse
beziehen, die Bezüge für eine Tätigkeit im Aus-
land insoweit, als sie den Arbeitslohn über-
steigen, der dem Arbeitnehmer bei einer gleich-
wertigen Tätigkeit am Ort der zahlenden
öffentlichen Kasse zustehen würde. Satz 1 gilt
auch, wenn das Dienstverhältnis zu einer ande-
ren Person besteht, die den Arbeitslohn entspre-
chend den im Sinne des Satzes 1 geltenden Vor-
schriften ermittelt, der Arbeitslohn aus einer
öffentlichen Kasse gezahlt wird und ganz oder
im Wesentlichen aus öffentlichen Mitteln auf-
gebracht wird. Bei anderen für einen begrenz-
ten Zeitraum in das Ausland entsandten Arbeit-
nehmern, die dort einen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben, ist der ihnen
von einem inländischen Arbeitgeber gewährte
Kaufkraftausgleich steuerfrei, soweit er den für
vergleichbare Auslandsdienstbezüge nach § 54
des Bundesbesoldungsgesetzes zulässigen Be-
trag nicht übersteigt;“.

3. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 4a wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 6 Satz 1 werden nach den Wörtern „die
Nachsteuer nach § 10 Abs. 5“ ein Komma sowie die
Wörter „die Steuer auf den Hinzurechnungsbetrag nach
§ 10 Abs. 2 des Außensteuergesetzes“ eingefügt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 28 werden die Wörter „die Zuschläge auf

Grund des § 6 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgeset-
zes“ durch die Wörter „die Zuschläge, die versiche-
rungsfrei Beschäftigte im Sinne des § 27 Abs. 1 Nr. 1
bis 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch zur Auf-
stockung der Bezüge bei Altersteilzeit nach beamten-
rechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen erhalten“
ersetzt.

b) Nummer 64 wird wie folgt gefasst:
„64. bei Arbeitnehmern, die zu einer inländischen

juristischen Person des öffentlichen Rechts in
einem Dienstverhältnis stehen und dafür Ar-
beitslohn aus einer inländischen öffentlichen
Kasse beziehen, die Bezüge für eine Tätigkeit
im Ausland insoweit, als sie den Arbeitslohn
übersteigen, der dem Arbeitnehmer bei einer
gleichwertigen Tätigkeit am Ort der zahlenden
öffentlichen Kasse zustehen würde. Satz 1 gilt
auch, wenn das Dienstverhältnis zu einer ande-
ren Person besteht, die den Arbeitslohn entspre-
chend den im Sinne des Satzes 1 geltenden Vor-
schriften ermittelt, der Arbeitslohn aus einer
öffentlichen Kasse gezahlt wird und ganz oder
im Wesentlichen aus öffentlichen Mitteln auf-
gebracht wird. Bei anderen für einen begrenz-
ten Zeitraum in das Ausland entsandten Arbeit-
nehmern, die dort einen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben, ist der ihnen
von einem inländischen Arbeitgeber gewährte
Kaufkraftausgleich steuerfrei, soweit er den für
vergleichbare Auslandsdienstbezüge nach § 54
des Bundesbesoldungsgesetzes zulässigen Be-
trag nicht übersteigt;“.

3. § 4 Abs. 4a wird wie folgt geändert:
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aa) In Satz 1 wird die Angabe „Sätze 2 bis 5“ durch
die Angabe „Sätze 2 bis 4“ ersetzt.

bb) Satz 3 wird gestrichen.
cc) Am Ende des neuen Satzes 3 wird der Punkt

durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halb-
satz angefügt:
„bei der Ermittlung der Überentnahme ist vom
Gewinn ohne Berücksichtigung der nach Maß-
gabe dieses Absatzes nicht abziehbaren Schuld-
zinsen auszugehen.“

dd) Im neuen Satz 6 wird die Angabe „Sätze 1 bis 6“
durch die Angabe „Sätze 1 bis 5“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 1 Nr. 5 Satz 4 werden nach den
Wörtern „obersten Finanzbehörden der Länder“
die Wörter „aufgerundet auf volle Euro“ einge-
fügt.

4. § 5 Abs. 4b Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Rückstellungen für Aufwendungen, die in künftigen
Wirtschaftsjahren als Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten eines Wirtschaftsguts zu aktivieren sind,
dürfen nicht gebildet werden.“

4a. § 5a Abs. 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„§§ 34, 34c Abs. 1 bis 3 und § 35 sind nicht anzu-
wenden.“

4b. In § 6a Abs. 1 wird am Ende der Nummer 3 der
Punkt durch ein Semikolon ersetzt und Folgendes
angefügt:
„die Pensionszusage muss eindeutige Angaben zu
Art, Form, Voraussetzungen und Höhe der in Aus-
sicht gestellten künftigen Leistungen enthalten.“

4c. § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 werden nach den Wörtern „höchstens

jedoch 10 000 Deutsche Mark“ die Wörter „im
Kalenderjahr“ eingefügt.

b) Am Ende des Satzes 4 wird der Punkt durch ein
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt:
„eine andere als die kürzeste Straßenverbindung
kann zugrunde gelegt werden, wenn diese offen-
sichtlich verkehrsgünstiger ist und vom Arbeit-
nehmer regelmäßig für die Wege zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte benutzt wird.“

5. u n v e r ä n d e r t
5a. In § 12 Satz 1 wird nach der Zahl „9“ die Angabe

„§ 10a“ eingefügt.
5b. In § 13a Abs. 3 Satz 1 wird am Ende der Nummer 4

der Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende
Nummer 5 angefügt:
„5. den vereinnahmten Kapitalerträgen, die sich

aus Kapitalanlagen von Veräußerungserlösen
im Sinne des Absatzes 6 Satz 1 Nr. 2 ergeben.“

6. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 1 wird die Angabe „Sätze 2 bis 5“ durch die
Angabe „Sätze 2 bis 4“ ersetzt.

b) Satz 3 wird gestrichen.
c) Am Ende des neuen Satzes 3 wird der Punkt durch

ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt:
„bei der Ermittlung der Überentnahme ist vom Ge-
winn ohne Berücksichtigung der nach Maßgabe die-
ses Absatzes nicht abziehbaren Schuldzinsen auszu-
gehen.“

d) Im neuen Satz 6 wird die Angabe „Sätze 1 bis 6“
durch die Angabe „Sätze 1 bis 5“ ersetzt.

4. § 5 Abs. 4b Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Rückstellungen für Aufwendungen, die Anschaffungs-
oder Herstellungskosten für ein künftig zu aktivierendes
Wirtschaftsgut sind, dürfen nicht gebildet werden.“

5. § 9b Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

6. § 19a wird wie folgt gefasst:
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7. § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 19a
Überlassung von Vermögensbeteiligungen

an Arbeitnehmer

(1) Erhält ein Arbeitnehmer im Rahmen eines gegen-
wärtigen Dienstverhältnisses unentgeltlich oder verbil-
ligt Sachbezüge in Form von Vermögensbeteiligungen
im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 bis 5 des Fünf-
ten Vermögensbildungsgesetzes in der Fassung des Ge-
setzes vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1790), so ist
der Vorteil steuerfrei, soweit er nicht höher als der halbe
Wert der Vermögensbeteiligung (Absatz 2) ist und insge-
samt 154 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt.

(2) Als Wert der Vermögensbeteiligung ist der ge-
meine Wert anzusetzen. Werden einem Arbeitnehmer
Vermögensbeteiligungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1
Buchstaben a, b und f des Fünften Vermögensbildungs-
gesetzes überlassen, die am Tag der Beschlussfassung
über die Überlassung an einer deutschen Börse zum amt-
lichen Handel zugelassen sind, so werden diese mit dem
niedrigsten an diesem Tag für sie im amtlichen Handel
notierten Kurs angesetzt, wenn am Tag der Überlassung
nicht mehr als neun Monate seit dem Tag der Beschluss-
fassung über die Überlassung vergangen sind. Liegt am
Tag der Beschlussfassung über die Überlassung eine No-
tierung nicht vor, so werden diese Vermögensbeteiligun-
gen mit dem letzten innerhalb von 30 Tagen vor diesem
Tag im amtlichen Handel notierten Kurs angesetzt. Die
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für Vermögensbetei-
ligungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buch-stabe a, b
und f des Fünften Vermögensbildungsgesetzes, die im In-
land zum geregelten Markt zugelassen oder in den Frei-
verkehr einbezogen sind oder in einem anderen Staat des
Europäischen Wirtschaftsraums zum Handel an einem
geregelten Markt im Sinne des Artikels 1 Nr. 13 der
Richtlinie 93/22/EWG des Rates vom 10. Mai 1993 über
Wertpapierdienstleistungen (ABl. EG Nr. L 141 S. 27)
zugelassen sind. Sind am Tag der Überlassung von Ver-
mögensbeteiligungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1
Buchstaben a, b und f des Fünften Vermögensbildungs-
gesetzes mehr als neun Monate seit dem Tag der Be-
schlussfassung über die Überlassung vergangen, so tritt
an die Stelle des Tages der Beschlussfassung über die
Überlassung im Sinne der Sätze 2 bis 4 der Tag der Über-
lassung. Der Wert von Vermögensbeteiligungen im Sinne
des § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c des Fünften Vermö-
gensbildungsgesetzes wird mit dem Ausgabepreis am
Tag der Überlassung angesetzt. Der Wert von Vermö-
gensbeteiligungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buch-
staben g, i, k und l des Fünften Vermögensbildungsgeset-
zes wird mit dem Nennbetrag angesetzt, wenn nicht
besondere Umstände einen höheren oder niedrigeren
Wert begründen. Vermögensbeteiligungen im Sinne des
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe h des Fünften Vermögensbil-
dungsgesetzes sind mit dem Wert anzusetzen, der vor
dem Tag der Überlassung zuletzt nach § 11 Abs. 2 Satz 2
des Bewertungsgesetzes festzustellen ist oder war.“

7. § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
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„Haben die Wertpapiere und Kapitalforderungen
keine Emissionsrendite oder weist der Steuerpflich-
tige sie nicht nach, gilt der Unterschied zwischen
dem Entgelt für den Erwerb und den Einnahmen aus
der Veräußerung, Abtretung oder Einlösung als Kapi-
talertrag; bei Wertpapieren und Kapitalforderun-
gen in einer ausländischen Währung ist der Un-
terschied in dieser Währung zu ermitteln.“

b) In Satz 4 werden die Wörter „durch den zweiten
oder jeden weiteren Erwerber“ gestrichen.

7a. § 22 Nr. 5 wird wie folgt geändert:
a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen (§ 1
Abs. 1 des Altersvorsorgeverträge-Zertifizie-
rungsgesetzes), auch wenn sie von inländischen
Sondervermögen oder ausländischen Invest-
mentgesellschaften erbracht werden, sowie aus
Direktversicherungen, Pensionsfonds und Pensi-
onskassen mit Ausnahme der Leistungen aus ei-
ner Zusatzversorgungseinrichtung für eine be-
triebliche Altersversorgung im Sinne des § 10a
Abs. 1 Satz 4, soweit die Leistungen auf Alters-
vorsorgebeiträgen im Sinne des § 82, auf die § 3
Nr. 63, § 10a oder Abschnitt XI angewendet wur-
den, auf Zulagen im Sinne des Abschnitts XI oder
auf steuerfreien Leistungen im Sinne des § 3
Nr. 66 beruhen.“

b) Satz 4 wird wie folgt gefasst:
„In den Fällen des § 93 Abs. 1 Satz 1 bis 5 und des
§ 95 gilt als Leistung im Sinne des Satzes 1 das
ausgezahlte geförderte Altersvorsorgevermögen
nach Abzug der Eigenbeiträge und der Beträge
der steuerlichen Förderung nach Abschnitt XI.“

c) In Satz 7 werden die Wörter „,der Pensionsfonds
oder die Pensionskasse“ gestrichen.

8. u n v e r ä n d e r t

9. u n v e r ä n d e r t

9a. In § 34 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „auf An-
trag“ gestrichen.

9b. In § 36 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Freibetrag“
durch das Wort „Kinderfreibetrag“ ersetzt.

9c. In § 37 Abs. 3 Satz 10 und 11 wird jeweils die Zahl
„7“ durch die Zahl „8“ ersetzt.

10. § 39a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

„Haben die Wertpapiere und Kapitalforderungen
keine Emissionsrendite oder weist der Steuerpflich-
tige sie nicht nach, gilt der Unterschied zwischen
dem Entgelt für den Erwerb und den Einnahmen aus
der Veräußerung, Abtretung oder Einlösung als Kapi-
talertrag.“

8. § 32b Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe a wird am Ende das Komma durch fol-
gende Wörter ersetzt:

„sowie Leistungen nach § 10 des Dritten Buches So-
zialgesetzbuch, die dem Lebensunterhalt dienen,“.

b) Buchstabe g wird wie folgt gefasst:

„g) nach § 3 Nr. 28 steuerfreie Aufstockungsbe-
träge oder Zuschläge,“.

9. In § 33a Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „soweit“ durch das
Wort „wenn“ ersetzt.

10. § 39a wird wie folgt geändert:
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aa) In Nummer 5 Buchstabe a wird die Angabe
„§ 52 Abs. 21 Satz 4 bis 7,“ gestrichen.

bb) In Nummer 7 Satz 1 werden die Wörter „volle
Deutsche Mark“ durch die Wörter „volle Euro“
ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Angabe „§ 10 Abs. 1
Nr. 1, 1a, 4, 6 bis 9“ durch die Angabe „§ 10
Abs. 1 Nr. 1, 1a, 4, 6, 7 und 9“ und die Wörter
„nach § 33a maßgebend“ durch die Wörter „nach
den §§ 33a und 33b Abs. 6 maßgebend“ ersetzt.

11. u n v e r ä n d e r t

12. u n v e r ä n d e r t

13. u n v e r ä n d e r t

14. u n v e r ä n d e r t

15. u n v e r ä n d e r t

15a. Dem § 43a Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Bei Wertpapieren und Kapitalforderungen in ei-
ner ausländischen Währung ist der Unterschied im
Sinne des Satzes 2 in der ausländischen Währung
zu ermitteln.“

16. u n v e r ä n d e r t

17. § 45d Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Der einleitende Satzteil wird wie folgt gefasst:

„Wer nach § 44 Abs. 1 dieses Gesetzes und § 38b
des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften
sowie § 18a des Auslandinvestment-Gesetzes
zum Steuerabzug verpflichtet ist oder auf Grund
von Sammelanträgen nach § 45b Abs. 1 und 2
die Erstattung von Kapitalertragsteuer bean-
tragt, hat dem Bundesamt für Finanzen bis zum
31. Mai des Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem
die Kapitalerträge den Gläubigern zufließen, fol-
gende Daten zu übermitteln:“

a) In Absatz 1 Nr. 7 Satz 1 werden die Wörter „volle
Deutsche Mark“ durch die Wörter „volle Euro“ er-
setzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „nach § 33a
maßgebend“ durch die Wörter „nach den §§ 33a
und 33b Abs. 6 maßgebend“ ersetzt.

11. In § 39b Abs. 2 Satz 11 wird das Wort „Pfennigs“
durch das Wort „Cents“ ersetzt.

12. § 39d wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Zitat „§ 50 Abs. 1
Satz 6“ durch das Zitat „§ 50 Abs. 1 Satz 5“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 5 wird das Zitat „§ 41b Abs. 1
Satz 2 bis 7 und Abs. 2“ durch das Zitat „§ 41b
Abs. 1 Satz 2 bis 8 und Abs. 2“ ersetzt.

13. In § 41 Abs. 1 Satz 5 und in § 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 4
werden jeweils die Wörter „, die Aufstockungsbeträge
nach dem Altersteilzeitgesetz sowie die Zuschläge auf
Grund des § 6 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes“
durch die Wörter „sowie die nach § 3 Nr. 28 steuer-
freien Aufstockungsbeträge oder Zuschläge“ ersetzt.

14. In § 42b Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 werden die Wörter
„, Aufstockungsbeträge nach dem Altersteilzeitgesetz
oder Zuschläge auf Grund des § 6 Abs. 2 des Bundes-
besoldungsgesetzes“ durch die Wörter „oder nach § 3
Nr. 28 steuerfreie Aufstockungsbeträge oder Zu-
schläge“ ersetzt.

15. In § 42d Abs. 2 wird das Komma am Ende der
Nummer 2 durch einen Punkt ersetzt und die
Nummer 3 aufgehoben.

16. In § 45b Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „zurückzu-
zahlende Vergütung“ durch die Wörter „zurückzuzah-
lenden Beträge“ ersetzt.

17. In § 45d Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 werden die Wörter „jeweils
gesondert“ gestrichen.
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b) In Nummer 3 werden die Wörter „jeweils geson-
dert“ gestrichen.

17a. In § 48 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz ein-
gefügt:
„Vermietet der Leistungsempfänger Wohnungen,
so ist Satz 1 nicht auf Bauleistungen für diese Woh-
nungen anzuwenden, wenn er nicht mehr als zwei
Wohnungen vermietet.“

17b. Nach § 48b Abs. 5 wird folgender Absatz 6 ange-
fügt:

„(6) Das Bundesamt für Finanzen erteilt dem
Leistungsempfänger im Sinne des § 48 Abs. 1 Satz
1 im Wege einer elektronischen Abfrage Auskunft
über die beim Bundesamt für Finanzen gespeicher-
ten Freistellungsbescheinigungen. Mit dem Antrag
auf die Erteilung einer Freistellungsbescheinigung
stimmt der Antragsteller zu, das seine Daten nach
§ 48b Abs. 3 beim Bundesamt für Finanzen gespei-
chert werden und dass über die gespeicherten Da-
ten an die Leistungsempfänger Auskunft gegeben
wird.“

18. § 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

4. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§19),
die
a) u n v e r ä n d e r t

b) u n v e r ä n d e r t

c) u n v e r ä n d e r t

d) entfällt

b) u n v e r ä n d e r t

19. § 50 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „,einer Be-

teiligung (§ 17)“ gestrichen.

18. § 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19),
die
a) im Inland ausgeübt oder verwertet wird oder

worden ist,
b) aus inländischen öffentlichen Kassen ein-

schließlich der Kassen des Bundeseisen-
bahnvermögens und der Deutschen Bundes-
bank mit Rücksicht auf ein gegenwärtiges
oder früheres Dienstverhältnis gewährt wer-
den, ohne dass ein Zahlungsanspruch gegen-
über der inländischen öffentlichen Kasse be-
stehen muss,

c) als Vergütung für eine Tätigkeit als Ge-
schäftsführer, Prokurist oder Vorstandsmit-
glied einer Gesellschaft mit Geschäftslei-
tung im Inland bezogen werden,

d) an Bord eines See- oder Binnenschiffs oder
Luftfahrzeugs ausgeübt wird, das von einem
Unternehmen mit Geschäftsleitung im In-
land betrieben wird;“.

b) In Nummer 5 Buchstabe a wird der letzte Halbsatz
wie folgt gefasst:
„dies gilt außer in den Fällen des § 44 Abs. 1 Satz 4
Nr. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb dieses Ge-
setzes nicht in den Fällen des § 37n, des § 38b
Abs. 1 bis 4 sowie der §§ 43a, 43c, 44 Satz 1 bis 3,
des § 50a und des § 50c in Verbindung mit § 38b
Abs. 1 bis 4 des Gesetzes über Kapitalanlagegesell-
schaften;“.

19. § 50 wird wie folgt geändert:
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b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „in den Fällen
des Absatzes 1 Satz 6“ durch die Wörter „in den
Fällen des Absatzes 1 Satz 5“ ersetzt.

c) Absatz 5 Satz 2 Nr. 2 Satz 5 wird wie folgt gefasst:
„Absatz 1 Satz 6 ist nicht anzuwenden.“

20. § 50a wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 4 werden die Sätze 2 bis 4 durch fol-

gende Sätze ersetzt:
Dem Steuerabzug unterliegt der volle Betrag der
Einnahmen einschließlich der Beträge im Sinne
des § 3 Nr. 13 und 16. Abzüge, z. B. für Be-
triebsausgaben, Werbungskosten, Sonderausga-
ben und Steuern, sind nicht zulässig. Der Steuer-
abzug beträgt 25 vom Hundert der Einnahmen.
Bei im Inland ausgeübten künstlerischen, sportli-
chen, artistischen oder ähnlichen Darbietungen
beträgt er bei Einnahmen
1. bis 250 Euro

0 vom Hundert;
2. über 250 Euro bis 500 Euro

10 vom Hundert der gesamten Einnahmen;
3. über 500 Euro bis 1 000 Euro

15 vom Hundert der gesamten Einnahmen;
4. über 1 000 Euro

25 vom Hundert der gesamten Einnahmen.
b) Absatz 7 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Absatz 5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass
die Steuer bei dem Finanzamt anzumelden und
abzuführen ist, das den Steuerabzug angeordnet
hat.“

20a. § 50d wird wie folgt gefasst:
„§ 50d

Besonderheiten im Fall von Doppelbesteuerungs-
abkommen

(1) Können Einkünfte, die dem Steuerabzug vom
Kapitalertrag oder dem Steuerabzug auf Grund des
§ 50a unterliegen, nach § 43b oder nach einem Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
nicht oder nur nach einem niedrigeren Steuersatz
besteuert werden, so sind die Vorschriften über die
Einbehaltung, Abführung und Anmeldung der
Steuer durch den Schuldner der Kapitalerträge
oder Vergütungen im Sinne des § 50a ungeachtet
des § 43b und des Abkommens anzuwenden. Unbe-
rührt bleibt der Anspruch des Gläubigers der Kapi-
talerträge oder Vergütungen auf völlige oder teil-
weise Erstattung der einbehaltenen und abgeführ-
ten Steuer. Die Erstattung erfolgt auf Antrag des
Gläubigers der Kapitalerträge oder Vergütungen
auf der Grundlage eines Freistellungsbescheids; der
Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck bei dem Bundesamt für Finanzen zu stellen.
Der zu erstattende Betrag wird nach Bekanntgabe
des Freistellungsbescheids ausgezahlt. Hat der
Gläubiger der Vergütungen im Sinne des § 50a nach

a) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „in den Fällen
des Absatzes 1 Satz 6“ durch die Wörter „in den
Fällen des Absatzes 1 Satz 5“ ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 2 Nr. 2 Satz 5 wird wie folgt gefasst:
„Absatz 1 Satz 6 ist nicht anzuwenden.“

20. § 50a Abs. 7 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Absatz 5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass
die Steuer bei dem Finanzamt anzumelden und an
das Finanzamt abzuführen ist, das den Steuerabzug
angeordnet hat.“
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§ 50a Abs. 5 Steuern für Rechnung beschränkt steu-
erpflichtiger Gläubiger einzubehalten, kann die
Auszahlung des Erstattungsanspruchs davon ab-
hängig gemacht werden, dass er die Zahlung der
von ihm einzubehaltenden Steuer nachweist, hierfür
Sicherheit leistet oder unwiderruflich die Zustim-
mung zur Verrechnung seines Erstattungsan-
spruchs mit seiner Steuerzahlungsschuld erklärt.
Das Bundesamt für Finanzen kann zulassen, dass
Anträge auf maschinell verwertbaren Datenträgern
gestellt werden. Die Frist für den Antrag auf Erstat-
tung beträgt vier Jahre nach Ablauf des Kalender-
jahrs, in dem die Kapitalerträge oder Vergütungen
bezogen worden sind. Die Frist nach Satz 7 endet
nicht vor Ablauf von sechs Monaten nach dem Zeit-
punkt der Entrichtung der Steuer. Für die Erstat-
tung der Kapitalertragsteuer gilt § 45 entsprechend.
Der Schuldner der Kapitalerträge oder Vergütun-
gen kann sich vorbehaltlich des Absatzes 2 nicht auf
die Rechte des Gläubigers aus dem Abkommen be-
rufen.

(2) In den Fällen des § 43b und des § 50a Abs. 4
kann der Schuldner der Kapitalerträge oder Ver-
gütungen den Steuerabzug nach Maßgabe des § 43b
oder des Abkommens unterlassen oder nach einem
niedrigeren Steuersatz vornehmen, wenn das Bun-
desamt für Finanzen dem Gläubiger aufgrund eines
vom ihm nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck
gestellten Antrags unter Vorbehalt des Widerrufs
bescheinigt, dass die Voraussetzungen dafür vorlie-
gen (Freistellung im Steuerabzugsverfahren); dies
gilt auch bei Kapitalerträgen, die einer nach einem
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung im anderen Vertragsstaat ansässigen Kapital-
gesellschaft, die am Nennkapital einer unbeschränkt
steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft im Sinne des
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes zu
mindestens einem Zehntel unmittelbar beteiligt ist
und im Staat ihrer Ansässigkeit den Steuern vom
Einkommen oder Gewinn unterliegt, ohne davon
befreit zu sein, von der unbeschränkt steuerpflichti-
gen Kapitalgesellschaft zufließen. Die Freistellung
kann von Auflagen oder Bedingungen abhängig ge-
macht werden. Sie kann in den Fällen des § 50a
Abs. 4 von der Bedingung abhängig gemacht wer-
den, dass die Erfüllung der Verpflichtungen nach
§ 50a Abs. 5 nachgewiesen werden, soweit die Ver-
gütungen an andere beschränkt Steuerpflichtige
weitergeleitet werden. Die Geltungsdauer der Be-
scheinigung nach Satz 1 beginnt frühestens an dem
Tag, an dem der Antrag beim Bundesamt für Finan-
zen eingeht; sie darf höchstens drei Jahre betragen.
Voraussetzung für die Abstandnahme vom Steuer-
abzug ist, dass dem Schuldner der Kapitalerträge
oder Vergütungen die Bescheinigung nach Satz 1
vorliegt.

(3) Eine ausländische Gesellschaft hat keinen An-
spruch auf völlige oder teilweise Entlastung nach
Absatz 1 oder 2, soweit Personen an ihr beteiligt
sind, denen die Erstattung oder Freistellung nicht
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zustände, wenn sie die Einkünfte unmittelbar erziel-
ten, und für die Einschaltung der ausländischen Ge-
sellschaft wirtschaftliche oder sonst beachtliche
Gründe fehlen und sie keine eigene Wirtschaftstä-
tigkeit entfaltet.

(4) Der Gläubiger der Kapitalerträge oder Vergü-
tungen im Sinne des § 50a hat nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck durch eine Bestätigung der
für ihn zuständigen Steuerbehörde des anderen
Staates nachzuweisen, dass er dort ansässig ist. Das
Bundesministerium der Finanzen kann im Einver-
nehmen mit den obersten Finanzbehörden der Län-
der erleichterte Verfahren oder vereinfachte Nach-
weise zulassen.

(5) Abweichend von Absatz 2 kann das Bundes-
amt für Finanzen in den Fällen des § 50a Abs. 4
Nr. 2 und 3 den Schuldner der Vergütung auf An-
trag allgemein ermächtigen, den Steuerabzug zu un-
terlassen oder nach einem niedrigeren Steuersatz
vorzunehmen (Kontrollmeldeverfahren). Die Er-
mächtigung kann in Fällen geringer steuerlicher Be-
deutung erteilt und mit Auflagen verbunden wer-
den. Einer Bestätigung nach Absatz 4 Satz 1 bedarf
es im Kontrollmeldeverfahren nicht. Inhalt der Auf-
lage kann die Angabe des Namens, des Wohnortes
oder des Ortes des Sitzes oder der Geschäftsleitung
des Schuldners und des Gläubigers, der Art der
Vergütung, des Bruttobetrags und des Zeitpunkts
der Zahlungen sowie des einbehaltenen Steuerbe-
trags sein. Mit dem Antrag auf Teilnahme am Kon-
trollmeldeverfahren gilt die Zustimmung des Gläu-
bigers und des Schuldners zur Weiterleitung der
Angaben des Schuldners an den Wohnsitz- oder
Sitzstaat des Gläubigers als erteilt. Die Ermächti-
gung ist als Beleg aufzubewahren. Bestehende An-
meldeverpflichtungen bleiben unberührt.

(6) Soweit Absatz 2 nicht anwendbar ist, gilt Ab-
satz 5 auch für Kapitalerträge im Sinne des § 43
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, wenn sich im Zeitpunkt
der Zahlung des Kapitalertrags der Anspruch auf
Besteuerung nach einem niedrigeren Steuersatz
ohne nähere Ermittlungen feststellen lässt.

(7) Werden Einkünfte im Sinne des § 49 Abs. 1
Nr. 4 aus einer Kasse einer juristischen Person des
öffentlichen Rechts im Sinne der Vorschrift eines
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung über den öffentlichen Dienst gewährt, so ist
diese Vorschrift bei Bestehen eines Dienstverhältnis-
ses mit einer anderen Person in der Weise auszule-
gen, dass die Vergütungen für der erstgenannten
Person geleistete Dienste gezahlt werden, wenn sie
ganz oder im Wesentlichen aus öffentlichen Mitteln
aufgebracht werden.“

21. § 52 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 11 werden nach Satz 1 folgende Sätze
eingefügt:

„Über- und Unterentnahmen vorangegangener Wirt-
schaftsjahre bleiben unberücksichtigt. Bei vor dem

21. § 52 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 11 werden nach Satz 1 folgende Sätze
eingefügt:

„Über- und Unterentnahmen vorangegangener Wirt-
schaftsjahre bleiben unberücksichtigt. Bei vor dem
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1. Januar 1999 eröffneten Betrieben sind im Falle
der Betriebsaufgabe bei der Überführung von Wirt-
schaftsgütern aus dem Betriebsvermögen in das Pri-
vatvermögen die Buchwerte nicht als Entnahme an-
zusetzen; im Falle der Betriebsveräußerung ist nur
der Veräußerungsgewinn als Entnahme anzusetzen.“

b) In Absatz 21a werden nach der Angabe „§ 7 Abs. 2
Satz 2“ die Wörter „in der Fassung des Gesetzes
vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433)“ einge-
fügt.

b1) In Absatz 31 wird folgender Satz 2 angefügt:
„§ 13a in der Fassung des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …) ist erstmals für Wirtschaftsjahre
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2001
beginnen.“

c) Dem Absatz 34a wird folgender Satz angefügt:

„§ 17 Abs. 2 Satz 4 in der Fassung des Gesetzes
vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 402) ist auch für
Veranlagungszeiträume vor 1999 anzuwenden.“

d) Nach Absatz 37a wird folgender Absatz 37b einge-
fügt:

„(37b) § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Sätze 2 und 4 in
der Fassung des Gesetzes vom … [StÄndG 2001]
ist für alle Veranlagungszeiträume anzuwenden, so-
weit Steuerbescheide noch nicht bestandskräftig
sind.“

e) Der bisherige Absatz 37b wird Absatz 37c.

f) Absatz 44 wird wie folgt gefasst:
„(44) § 32c in der Fassung des Gesetzes vom

22. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2601) ist letztmals
für den Veranlagungszeitraum 2000 anzuwenden.“

g) Absatz 49a wird aufgehoben.

h) Absatz 50a wird wie folgt gefasst:
„(50a) § 35 ist erstmals für den Veranlagungszeit-

raum 2001 anzuwenden.“

h1) Absatz 51 wird aufgehoben.
i) Absatz 53 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 45d Abs. 1 Satz 1 in der Fassung des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. …) [StÄndG 2001] ist für Mit-
teilungen auf Grund der Steuerabzugspflicht
nach § 18a des Auslandinvestment-Gesetzes auf
Kapitalerträge anzuwenden, die den Gläubigern
nach dem 31. Dezember 2001 zufließen.“

i1) Absatz 55 wird wie folgt gefasst:
„(55) § 43a Abs. 2 Satz 7 ist erstmals auf Er-

träge aus Wertpapieren und Kapitalforderungen
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2001
erworben worden sind.“

j) Dem Absatz 57a wird folgender Satz angefügt:

„Für die Anwendung des § 49 Abs. 1 Nr. 5
Buchstabe a in der Fassung des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …) gelten bei Kapitalerträgen, die nach

1. Januar 1999 eröffneten Betrieben sind im Falle
der Betriebsaufgabe bei der Überführung von Wirt-
schaftsgütern aus dem Betriebsvermögen in das Pri-
vatvermögen die Buchwerte nicht als Entnahme an-
zusetzen; im Falle der Betriebsveräußerung ist nur
der Veräußerungsgewinn als Entnahme anzusetzen.“

b) In Absatz 21a werden nach der Angabe „§ 7 Abs. 2
Satz 2“ die Wörter „in der Fassung des Gesetzes
vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433)“ einge-
fügt.

c) Dem Absatz 34a wird folgender Satz angefügt:
„§ 17 Abs. 2 Satz 4 in der Fassung des Gesetzes
vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 402) ist auch für
Veranlagungszeiträume vor 1999 anzuwenden.“

d) Nach Absatz 37a wird folgender Absatz 37b einge-
fügt:
„(37b) § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Satz 2 in der Fas-
sung des Gesetzes vom … ist für alle Veranlagungs-
zeiträume anzuwenden, soweit Steuerbescheide
noch nicht bestandskräftig sind.“

e) Der bisherige Absatz 37b wird Absatz 37c.
f) Absatz 44 wird wie folgt gefasst:

„(44) § 32c in der Fassung des Gesetzes vom
22. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2601) ist letztmals
für den Veranlagungszeitraum 2000 anzuwenden.“

g) Absatz 49a wird aufgehoben.
h) Absatz 50a wird wie folgt gefasst:

„(50a) § 35 ist erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 2001 anzuwenden.“

i) Absatz 53 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„§ 45d in der Fassung des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …) ist erstmals i
szeitraum 2002 anzuwenden.“

j) Dem Absatz 57a wird folgender Satz angefügt:
„Für die Anwendung des § 49 Abs. 1 Nr. 5
Buchstabe a in der Fassung des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …) gelten bei Kapitalerträgen, die nach
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dem 31. Dezember 2000 zufließen, die Sätze 1
und 2 entsprechend.“

j1) Nach Absatz 58 wird folgender Absatz 58a ein-
gefügt:

„(58a) § 50a Abs. 4 Satz 2 bis 5 gilt für Ver-
gütungen, die nach dem 31. Dezember 2001
zufließen. Für Vergütungen, die nach dem
31. Dezember 2002 zufließen, sind § 50a Abs. 4
Satz 4 und Satz 5 Nr. 4 mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass der Steuerabzug 20 vom Hundert
der Einnahmen beträgt.“

k) Nach dem neuen Absatz 58a wird folgender Absatz
58b eingefügt:

„(58b) § 50a Abs. 7 Satz 3 in der Fassung des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals auf
Vergütungen anzuwenden, für die der Steuerabzug
nach dem … [Tag der Verkündung des Gesetzes] an-
geordnet worden ist.“

k1) In Absatz 59a wird nach Satz 2 folgender Satz
eingefügt:

„§ 50d in der Fassung des Gesetzes vom …
[StÄndG 2001] (BGBl. I S. …) ist ab 1. Januar
2002 anzuwenden; für Anträge auf die Ertei-
lung von Freistellungsbescheinigungen, die bis
zum 31. Dezember 2001 gestellt worden sind, ist
§ 50d Abs. 2 Satz 4 nicht anzuwenden.“

l) Nach Absatz 59c wird folgender Absatz 59d einge-
fügt:

„(59d) § 52 Abs. 8 in der Fassung des Artikels 1
Nr. 59 des Jahressteuergesetzes 1996 vom
11. Oktober 1995 (BGBl. I S. 1250) ist nicht anzu-
wenden. § 52 Abs. 8 in der Fassung des Artikels 8
Nr. 5 des Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes
vom 24. März 1998 (BGBl. I S. 529) ist in folgen-
der Fassung anzuwenden:

,(8) § 6b Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und Abs. 4 Satz 1
Nr. 2 ist erstmals auf Veräußerungen anzuwenden,
die nach dem Inkrafttreten des Artikels 7 des Dritten
Finanzmarktförderungsgesetzes vorgenommen
werden.“‘

22. In § 79 Satz 1 werden nach dem Wort „begünstigte“
die Wörter „unbeschränkt steuerpflichtige“ einge-
fügt.

23. In § 80 werden nach dem Wort „Altersvorsorgever-
träge-Zertifizierungsgesetz“ die Wörter „sowie die
in § 82 Abs. 2 genannten Versorgungseinrichtun-
gen“ eingefügt.

24. § 82 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Nicht zu den Altersvorsorgebeiträgen

zählen
1. Aufwendungen für die eine Arbeitnehmer-Spar-

zulage nach dem Fünften Vermögensbildungsge-
setz gewährt wird,

2. Aufwendungen für die eine Wohnungsbauprä-
mie nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz ge-
währt wird,

dem 31. Dezember 2000 zufließen, die Sätze 1
und 2 entsprechend.“

k) Nach Absatz 58 wird folgender Absatz 58a einge-
fügt:

„(58a) § 50a Abs. 7 Satz 3 in der Fassung des Ge-
setzes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals auf Ver-
gütungen anzuwenden, für die der Steuerabzug nach
dem … [Tag der Verkündung des Gesetzes] ange-
ordnet worden ist.“

l)Nach Absatz 59c wird folgender Absatz 59d ange-
fügt:

„(59d) § 52 Abs. 8 in der Fassung des Artikels 1
Nr. 59 des Jahressteuergesetzes 1996 vom
11. Oktober 1995 (BGBl. I S. 1250) ist nicht anzu-
wenden. § 52 Abs. 8 in der Fassung des Artikels 8
Nr. 5 des Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes
vom 24. März 1998 (BGBl. I S. 529) ist in folgen-
der Fassung anzuwenden:

,(8) § 6b Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und Abs. 4 Satz 1
Nr. 2 ist erstmals auf Veräußerungen anzuwenden,
die nach dem Inkrafttreten des Artikels 7 des Dritten
Finanzmarktförderungsgesetzes vorgenommen
werden.“‘
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3. Aufwendungen die im Rahmen des § 10 als Son-
derausgaben geltend gemacht werden oder

4. Rückzahlungsbeträge nach § 92a Abs. 2.“
25. § 90 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die zentrale Stelle veranlasst die Auszahlung
an den Anbieter zugunsten der Zulageberechtigten
durch die zuständige Kasse. Ein gesonderter Zula-
genbescheid ergeht vorbehaltlich des Absatzes 4
nicht. Der Anbieter hat die erhaltenen Zulagen un-
verzüglich den begünstigten Verträgen gutzuschrei-
ben. Zulagen, die nach Beginn der Auszahlungs-
phase für das Altersvorsorgevermögen von der
zentralen Stelle an den Anbieter überwiesen wer-
den, können vom Anbieter an den Anleger ausge-
zahlt werden. Besteht kein Zulageanspruch, so teilt
die zentrale Stelle dies dem Anbieter durch Daten-
satz mit. Die zentrale Stelle teilt dem Anbieter die
Altersvorsorgebeiträge im Sinne des § 82, auf die
§ 10a oder dieser Abschnitt angewendet wurde,
durch Datensatz mit.“

26. § 93 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Wird Alters-
vorsorgevermögen“ durch die Wörter „Wird
gefördertes Altersvorsorgevermögen“ und
die Wörter „ausgezahlte Altersvorsorgever-
mögen“ durch die Wörter „ausgezahlte ge-
förderte Altersvorsorgevermögen“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird das Wort „Altersvorsorgever-
mögen“ durch die Wörter „gefördertes Al-
tervorsorgevermögen“ ersetzt.

cc) In Satz 5 werden die Wörter „zur Altersvor-
sorge angesammelte Kapital“ durch die
Wörter „geförderte Altersvorsorgevermö-
gen“ ersetzt.

dd) In Satz 6 werden die Wörter „angesparte Al-
tersvorsorgevermögen“ durch die Wörter
„geförderte Altersvorsorgevermögen“ er-
setzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Übertragung von gefördertem Alters-

vorsorgevermögen auf einen anderen auf den
Namen des Zulageberechtigten lautenden Alters-
vorsorgevertrag (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 Buch-
stabe b des Altersvorsorgeverträge-Zertifizie-
rungsgesetzes) stellt keine schädliche Verwen-
dung dar. Dies gilt sinngemäß in den Fällen des
§ 3 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 zweite Alternative und § 4
Abs. 4 des Gesetzes zur Verbesserung der be-
trieblichen Altersversorgung, wenn eine lebens-
lange Altersversorgung im Sinne des § 1 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 und 5 des Altersvorsorgeverträge-
Zertifizierungsgesetzes gewährleistet wird. In
den übrigen Fällen der Abfindung von Anwart-
schaften der betrieblichen Altersversorgung gilt
dies, soweit das geförderte Altersvorsorgevermö-
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gen zu Gunsten eines auf den Namen des Zulage-
berechtigten lautenden Altersvorsorgevertrages
geleistet wird.“

27. In § 94 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Altersvorsor-
gevermögens“ durch die Wörter „geförderten Al-
tersvorsorgevermögens“ ersetzt.

28. In § 95 Abs. 2 Satz 4 wird das Wort „Altersvorsor-
gevermögen“ durch die Wörter „geförderte Alters-
vorsorgevermögen“ ersetzt.

29. § 99 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:
a) Am Ende der Nummer 1 wird das Wort „und“

durch ein Komma ersetzt.
b) Am Ende der Nummer 2 wird der Punkt durch

das Wort „und“ ersetzt und folgende Nummer 3
angefügt:
„3. Vorschriften über Mitteilungspflichten, die

für die Erteilung der Bescheinigungen nach
§ 22 Nr. 5 Satz 7 und § 92 erforderlich sind.“

Artikel 2
Änderung der Einkommensteuer-Durchführungs-

verordnung
Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in der

Fassung der Bekanntmachung vom … (BGBl. I S. …), zu-
letzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

Artikel 2
Änderung der Einkommensteuer-Durchführungs-

verordnung
Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in der

Fassung der Bekanntmachung vom … (BGBl. I S. …), zu-
letzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. § 73e Satz 6 wird wie folgt gefasst:

„Die Sätze 1, 2 und 4 gelten entsprechend für die Steuer
nach § 50a Abs. 7 des Gesetzes mit der Maßgabe, dass
die Steuer an das Finanzamt abzuführen und bei dem Fi-
nanzamt anzumelden ist, das den Steuerabzug angeord-
net hat.“

2. § 84 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3b wird wie folgt gefasst:

„(3b) § 56 ist anzuwenden
1. in der Fassung des Gesetzes vom 19. Dezember

2000 (BGBl. I S. 1790) für den Veranlagungszeit-
raum 2002;

2. für die Veranlagungszeiträume 2003 und 2004 mit
der Maßgabe, dass der Gesamtbetrag der Ein-
künfte
a) in Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a mehr als 14 925

Euro,
b) in Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a mehr als 7 462

Euro
beträgt;

3. ab dem Veranlagungszeitraum 2005 mit der Maß-
gabe, dass der Gesamtbetrag der Einkünfte
a) in Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a mehr als 15 401

Euro,
b) in Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a mehr als 7 700

Euro
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Artikel 3
Änderung der Lohnsteuer-Durchführungs-

verordnung
Die Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 (BGBl. I
S. 1848), zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t
3. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8
Anwendungszeitraum

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung in der Fassung
des Artikels 3 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) sind
hinsichtlich der Vorteile im Sinne des § 3 Nr. 45 des
Einkommensteuergesetzes erstmals für das Kalen-
derjahr 2000 anzuwenden und im Übrigen erstmals
auf laufenden Arbeitslohn, der für einen nach dem
31. Dezember 2001 endenden Lohnzahlungszeitraum
gezahlt wird und auf sonstige Bezüge, die nach dem
31. Dezember 2001 zufließen.

(2) § 6 Abs. 3 und 4 sowie § 7 in der am
31. Dezember 2001 geltenden Fassung sind weiter anzu-
wenden im Falle einer schädlichen Verfügung vor dem
1. Januar 2002. Die Nachversteuerung nach § 7 Abs. 1
Satz 1 unterbleibt, wenn der nachzufordernde Betrag
10 Euro nicht übersteigt.“

Artikel 4
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), zuletzt
geändert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

beträgt.“
b) Absatz 3e wird wie folgt gefasst:

„(3e) § 70 in der Fassung des Gesetzes vom
19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1790) ist erst-
mals ab dem Veranlagungszeitraum 2002 an-
zuwenden.“

c) Nach Absatz 3e wird folgender neuer Absatz
3f eingefügt:

„(3f) § 73e Satz 6 in der Fassung des Geset-
zes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals auf
Vergütungen anzuwenden, für die der Steuer-
abzug nach dem … [Tag der Verkündung des
StSenkG] angeordnet worden ist.“

d) Der bisherige Absatz 3e wird Absatz 3g.

Artikel 3
Änderung der Lohnsteuer-Durchführungs-

verordnung
Die Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 (BGBl. I
S. 1848), zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:
1. § 4 Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„steuerfreie Bezüge mit Ausnahme der Vorteile im Sinne
des § 3 Nr. 45 des Einkommensteuergesetzes und der
Trinkgelder, wenn anzunehmen ist, dass die Trinkgelder
1 224 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigen.“

2. Die §§ 5, 6 und 7 werden aufgehoben.
3. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8
Anwendungszeitraum

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung in der Fassung
des Artikels 3 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) sind
erstmals anzuwenden auf den laufenden Arbeitslohn, der
für einen nach dem 31. Dezember 2001 endenden Lohn-
zahlungszeitraum gezahlt wird und auf sonstige Bezüge,
die nach dem 31. Dezember 2001 zufließen.

(2) § 6 Abs. 3 und 4 sowie § 7 in der am
31. Dezember 2001 geltenden Fassung sind weiter anzu-
wenden im Falle einer schädlichen Verfügung vor dem
1. Januar 2002. Die Nachversteuerung nach § 7 Abs. 1
Satz 1 unterbleibt, wenn der nachzufordernde Betrag
10 Euro nicht übersteigt.“

Artikel 4
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), zuletzt
geändert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:
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1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Wörter „Hessische
Landesentwicklungs- und Treuhandgesellschaft
mit beschränkter Haftung“ durch die Wörter
„InvestitionsBank Hessen AG“ und die Wörter
„Hanseatische Gesellschaft für öffentliche Finan-
zierungen mit beschränkter Haftung Bremen“
durch die Wörter „Bremer Aufbau-Bank GmbH“
ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Befreiungen nach Absatz 1 und nach an-

deren Gesetzen als dem Körperschaftsteuergesetz
gelten nicht

1. für inländische Einkünfte, die dem Steuerabzug
unterliegen,

2. für beschränkt Steuerpflichtige im Sinne des § 2
Nr. 1.“

2. u n v e r ä n d e r t

3. § 34 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) § 5 Abs. 1 Nr. 2 ist für die InvestitionsBank

Hessen AG erstmals für den Veranlagungszeitraum
2000 und für die Bremer Aufbau-Bank GmbH erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 2001 anzuwen-
den.“

Artikel 5
Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995
Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 vom 23. Juni 1993

(BGBl. I S. 944, 975), zuletzt geändert durch Artikel … des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

1. § 5 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Befreiungen nach Absatz 1 und nach an-
deren Gesetzen als dem Körperschaftsteuergesetz
gelten nicht

1. für inländische Einkünfte, die dem Steuerabzug
unterliegen,

2. für beschränkt Steuerpflichtige im Sinne des § 2
Nr. 1.“

2. In § 8 Abs. 4 Satz 3 werden die Wörter „verbleibenden
Verlustabzug im Sinne des § 10d Abs. 3 Satz 2 des Ein-
kommensteuergesetzes“ durch die Wörter „verbleiben-
den Verlustvortrag im Sinne des § 10d Abs. 4 Satz 2 des
Einkommensteuergesetzes“ ersetzt.

Artikel 5
Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995
Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 vom 23. Juni 1993

(BGBl. I S. 944, 975), zuletzt geändert durch Artikel … des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2a wird gestrichen.

2. § 3 Abs. 2a wird wie folgt gefasst:
„(2a) Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn ist Bemes-

sungsgrundlage die Lohnsteuer; beim Steuerabzug vom
laufenden Arbeitslohn und beim Jahresausgleich ist die
Lohnsteuer maßgebend, die sich ergibt, wenn der nach
§ 39b Abs. 2 Satz 6 des Einkommensteuergesetzes zu
versteuernde Jahresbetrag für die Steuerklassen I, II und
III im Sinne des § 38b des Einkommensteuergesetzes
um den Kinderfreibetrag von 6 912 Deutsche Mark und
für die Steuerklasse IV im Sinne des § 38b des Einkom-
mensteuergesetzes um den Kinderfreibetrag von 3 456
Deutsche Mark für jedes Kind vermindert wird, für das
eine Kürzung des Kinderfreibetrages nach § 32 Abs. 6
Satz 5 des Einkommensteuergesetzes nicht in Betracht
kommt. Bei der Anwendung des § 39b des Einkommen-
steuergesetzes für die Ermittlung des Solidaritätszu-
schlages ist die auf der Lohnsteuerkarte eingetragene
Zahl der Kinderfreibeträge maßgebend.“
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Artikel 6

Änderung des Umwandlungssteuergesetzes

In § 4 Abs. 2 Satz 2, § 12 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 Satz 3,
§ 15 Abs. 4 Satz 1 und § 16 Satz 3 des Umwandlungssteu-
ergesetzes vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3267), das
zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …) geändert worden ist, wird jeweils das Wort „Ver-
lustabzug“ durch das Wort „Verlustvortrag“ ersetzt.

2. entfällt

3. entfällt

4. entfällt

Artikel 7

Änderung des Gewerbesteuergesetzes
Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 19. Mai 1999 (BGBl. I S. 1010, 1491), zuletzt
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Dezember
2000 (BGBl. I S. 1790), wird wie folgt geändert:

Artikel 6

Änderung des Umwandlungssteuergesetzes
Das Umwandlungssteuergesetz vom 28. Oktober 1994

(BGBl. I S. 3267), zuletzt geändert durch Artikel … des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 2 Satz 2, § 12 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5
Satz 3, § 15 Abs. 4 Satz 1 und § 16 Satz 3 wird jeweils
das Wort „Verlustabzug“ durch das Wort „Verlustvor-
trag“ ersetzt.

2. § 20 Abs. 5 Satz 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„Auf einen bei der Sacheinlage entstehenden Veräuße-
rungsgewinn ist § 34 Abs. 1 und 3 des Einkommensteu-
ergesetzes anzuwenden, wenn der Einbringende eine na-
türliche Person ist und soweit der Veräußerungsgewinn
nicht nach § 3 Nr. 40 Buchstabe b und c in Verbindung
mit § 3c Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes teilweise
steuerbefreit ist; § 34 Abs. 3 des Einkommensteuergeset-
zes ist nicht anzuwenden, wenn eine Beteiligung im
Sinne des § 17 des Einkommensteuergesetzes einge-
bracht wird. § 16 Abs. 4 oder § 17 Abs. 3 des Einkom-
mensteuergesetzes sind in den Fällen des Satzes 1 nur
anzuwenden, wenn die Kapitalgesellschaft das einge-
bracht Betriebsvermögen oder die eingebrachte Beteili-
gung im Sinne des § 17 des Einkommensteuergesetzes
mit dem Teilwert ansetzt.“

3. § 24 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 16 Abs. 4 und § 34 Abs. 1 und 3 des Einkommensteu-
ergesetzes sind nur anzuwenden, wenn das eingebrachte
Betriebsvermögen mit seinem Teilwert angesetzt wird.“

4. § 27 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4c wird wie folgt gefasst:
„(4c) § 20 Abs. 5 Satz 1 in der Fassung des Geset-

zes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals auf Einbrin-
gungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
2000 erfolgen.“

b) Die bisherigen Absätze 4c und 4d werden die neuen
Absätze 4d und 4e.

c) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt:
„(7) § 24 Abs. 3 Satz 2 in der Fassung des Geset-

zes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals auf Einbrin-
gungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
2000 erfolgen.“

Artikel 7

Änderung des Gewerbesteuergesetzes
Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 19. Mai 1999 (BGBl. I S. 1010, 1491), zuletzt
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Dezember
2000 (BGBl. I S. 1790), wird wie folgt geändert:
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01. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 2 werden die Wörter „Hessische

Landesentwicklungs- und Treuhandgesellschaft
mit beschränkter Haftung“ durch die Wörter
„InvestitionsBank Hessen AG“ und die Wörter
„Hanseatische Gesellschaft für öffentliche Finan-
zierungen mit beschränkter Haftung Bremen“
durch die Wörter „Bremer Aufbau-Bank
GmbH“ ersetzt.

b) In Nummer 24 werden nach den Wörtern „Mit-
telständische Beteiligungsgesellschaft Sachsen-
Anhalt mbH,“ die Wörter „Wagnisbeteiligungs-
gesellschaft Sachsen-Anhalt mbH,“ eingefügt.

1. u n v e r ä n d e r t
2. u n v e r ä n d e r t

3. Nach § 36 Abs. 1 werden folgende Absätze 1a und 1b
eingefügt:

„(1a) § 3 Nr. 2 ist für InvestitionsBank Hessen AG
erstmals für den Erhebungszeitraum 2000 und für
die Bremer Aufbau-Bank GmbH erstmals für den
Erhebungszeitraum 2001 anzuwenden.

(1b) § 3 Nr. 24 ist für die Wagnisbeteiligungsgesell-
schaft Sachsen-Anhalt mbH erstmals für den Erhe-
bungszeitraum 1996 anzuwenden.“

Artikel 8
Änderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I
S. 613, 1977 I S. 269), zuletzt geändert durch Artikel …
des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geän-
dert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst:
„Behörden, Finanzbehörden § 6“.

b) Nach § 20 wird folgende Angabe eingefügt:
„Steuern vom Einkommen bei Bauleistungen

§ 20a“.
c) Die Angabe zu § 23 wird wie folgt gefasst:

„Einfuhr- und Ausfuhrabgaben und
Verbrauchsteuern § 23“.

d) Nach § 30 wird folgende Angabe eingefügt:
„Schutz von Bankkunden § 30a“.

e) Nach § 31 wird folgende Angabe eingefügt:
„Mitteilungen zur Bekämpfung
der illegalen Beschäftigung und
des Leistungsmissbrauchs § 31a“.

1. § 9 Nr. 5 Satz 8 wird gestrichen.
2. § 11 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Der Steuermessbetrag beträgt beim Zweiten
Deutschen Fernsehen, Anstalt des öffentlichen Rechts,
für das Geschäft der Veranstaltung von Werbesendungen
0,8 vom Hundert der auf volle 1 000 Euro nach unten
abgerundeten Entgelte (§ 10 Abs. 1 des Umsatzsteuerge-
setzes) aus Werbesendungen.“

Artikel 8
Änderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I
S. 613, 1977 I S. 269), zuletzt geändert durch … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:
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f) Nach § 67 wird folgende Angabe eingefügt:
„Sportliche Veranstaltungen § 67a“.

g) Nach § 88 wird folgende Angabe eingefügt:
„Sammlung von geschützten Daten § 88a“.

h) Nach § 93 wird folgende Angabe eingefügt:
„Allgemeine Mitwirkungspflichten § 93a“.

i) Die Angabe zu § 156 wird wie folgt gefasst:
„Absehen von Steuerfestsetzung § 156“.

j) Nach § 175 wird folgende Angabe eingefügt:
„Umsetzung von Verständigungs-
vereinbarungen § 175a“.

k) Die Angabe zu § 177 wird wie folgt gefasst:
„Berichtigung von materiellen Fehlern § 177“.

l) Die Angabe zu § 181 wird wie folgt gefasst:
„Verfahrensvorschriften für die gesonderte
Feststellung, Feststellungsfrist,
Erklärungspflicht § 181“.

m) Nach § 224 wird folgende Angabe eingefügt:
„Hingabe von Kunstgegenständen an Zahlungs
statt § 224a“.

n) Nach § 233 wird folgende Angabe eingefügt:
„Verzinsung von Steuernachforderungen
und Steuererstattungen § 233a“.

o) Die Angabe zu § 343 wird wie folgt gefasst:
„(weggefallen) § 343“.

p) Die Angaben zum Siebenten Teil werden wie folgt
gefasst:
„Siebenter Teil – Außergerichtliches Rechts-
behelfsverfahren
Erster Abschnitt – Zulässigkeit
Statthaftigkeit des Einspruchs § 347
Ausschluss des Einspruchs § 348
(aufgehoben) § 349
Beschwer § 350
Bindungswirkung anderer
Verwaltungsakte § 351
Einspruchsbefugnis bei der
einheitlichen Feststellung § 352
Einspruchsbefugnis des
Rechtsnachfolgers § 353
Einspruchsverzicht § 354
Zweiter Abschnitt – Verfahrensvorschriften
Einspruchsfrist § 355
Rechtsbehelfsbelehrung § 356
Einlegung des Einspruchs § 357
Prüfung der Zulässigkeits-
voraussetzungen § 358
Beteiligte § 359
Hinzuziehung zum Verfahren § 360
Aussetzung der Vollziehung § 361
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Rücknahme des Einspruchs § 362
Aussetzung und Ruhen
des Verfahrens § 363
Mitteilung der
Besteuerungsunterlagen § 364
Erörterung des Sach- und
Rechtsstands § 364a
Fristsetzung § 364b
Anwendung von Verfahrens-
vorschriften § 365
Form und Inhalt der
Einspruchsentscheidung § 366
Entscheidung über den Einspruch § 367
(aufgehoben) § 368“.

q) Die Angabe zu § 382 wird wie folgt gefasst:

„Gefährdung der Einfuhr- und
Ausfuhrabgaben § 382“.

r) Die Angabe zu § 414 wird wie folgt gefasst:

„(gegenstandslos) § 414“.

s) Nach der Angabe zu § 415 wird folgende Angabe
angefügt:

„Anlage zu § 339 Abs. 4“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Es ist nur vorbehaltlich des Rechts der Europäi-
schen Gemeinschaften anwendbar.“

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Auf steuerliche Nebenleistungen sind die Vor-
schriften dieses Gesetzes vorbehaltlich des Rechts
der Europäischen Gemeinschaften sinngemäß an-
wendbar.“

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) Einfuhr- und Ausfuhrabgaben nach Arti-

kel 4 Nr. 10 und 11 des Zollkodexes sind Steuern
im Sinne dieses Gesetzes“.

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die neuen
Absätze 4 und 5.

d) Im neuen Absatz 4 werden nach der Angabe
„(§ 178, §§ 337 bis 345)“ die Wörter „sowie Zin-
sen im Sinne des Zollkodexes“ angefügt.

e) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Das Aufkommen der Zinsen steht den je-

weils steuerberechtigten Körperschaften zu. Das
gilt nicht für Zinsen auf Einfuhr- und Ausfuhrab-
gaben im Sinne des Artikels 4 Nr. 10 und 11 des
Zollkodexes. Diese Zinsen und die übrigen steuer-
lichen Nebenleistungen fließen den verwaltenden
Körperschaften zu“.
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4. § 6 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Finanzbehörden im Sinne dieses Gesetzes sind

die folgenden im Gesetz über die Finanzverwaltung
genannten Bundes- und Landesfinanzbehörden:
1. das Bundesministerium der Finanzen und die für

die Finanzverwaltung zuständigen obersten Lan-
desbehörden als oberste Behörden,

2. die Bundesmonopolverwaltung für Branntwein,
das Bundesamt für Finanzen und das Zollkrimi-
nalamt als Bundesoberbehörden,

3. Rechenzentren als Landesoberbehörden,
4. die Oberfinanzdirektionen als Mittelbehörden,
5. die Hauptzollämter einschließlich ihrer Dienst-

stellen, die Zollfahndungsämter, die Finanzämter
und die besonderen Landesfinanzbehörden als
örtliche Behörden,

6. Familienkassen und
7. die zentrale Stelle im Sinne des § 81 des Einkom-

mensteuergesetzes.“
5. § 21 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Das Bundesministerium der Finanzen kann zur Si-
cherstellung der Besteuerung durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates für Unter-
nehmer, die Wohnsitz, Sitz oder Geschäftsleitung
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes ha-
ben, die örtliche Zuständigkeit einem Finanzamt für
den Geltungsbereich des Gesetzes übertragen.“

6. Dem § 22 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Abweichend von Satz 1 ist für die Festsetzung und
Zerlegung der Gewerbesteuermessbeträge bei Unter-
nehmen, die Bauleistungen im Sinne von § 48 Abs. 1
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes erbringen, das
Finanzamt zuständig, das für die Besteuerung der
entsprechenden Umsätze nach § 21 Abs. 1 zuständig
ist, wenn der Unternehmer seinen Wohnsitz oder das
Unternehmen seine Geschäftsleitung oder seinen Sitz
außerhalb des Geltungsbereiches des Gesetzes hat.“

7. § 23 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Einfuhr- und Ausfuhrabgaben und Verbrauch-
steuern“.

b) In den Absätzen 1 und 3 wird jeweils das Wort
„Zölle“ durch die Wörter „Einfuhr- und Ausfuhr-
abgaben im Sinne des Artikels 4 Nr. 10 und 11 des
Zollkodexes“ ersetzt.

8. In § 30 Abs. 6 Satz 4, § 152 Abs. 5 Satz 3, § 156 Abs. 1
Satz 2, § 167 Abs. 2 Satz 2, § 178 Abs. 4 Satz 1, § 180
Abs. 2 Satz 4 und § 223 wird jeweils das Wort „Zölle“
durch die Wörter „Einfuhr- und Ausfuhrabgaben“
ersetzt.

9. § 42 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Text wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:
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„(2) Absatz 1 ist anwendbar, wenn seine An-
wendbarkeit gesetzlich nicht ausdrücklich ausge-
schlossen ist.“

10. § 76 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird das Wort „zollpflichtige“ durch

die Wörter „einfuhr- und ausfuhrabgabenpflich-
tige“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „zoll- oder ver-
brauchsteuerpflichtigen Waren“ durch die Wör-
ter „einfuhr- und ausfuhrabgaben- oder ver-
brauchsteuerpflichtigen Waren“ ersetzt.

c) In Absatz 5 werden die Wörter „oder die zoll-
pflichtigen Waren einer Zollbehandlung zuge-
führt werden“ durch die Wörter „oder die ein-
fuhr- und ausfuhrabgabenpflichtigen Waren eine
zollrechtliche Bestimmung erhalten“ ersetzt.

11. § 126 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Handlungen nach Absatz 1 Nr. 2 bis 5 können

bis zum Abschluss der Tatsacheninstanz eines finanzge-
richtlichen Verfahrens nachgeholt werden.“

12. In § 150 Abs. 6 wird nach Satz 1 folgender Satz ein-
gefügt:
„Einer Zustimmung des Bundesrates bedarf es
nicht, soweit Verbrauchsteuern mit Ausnahme der
Biersteuer betroffen sind“.

13. § 169 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Festsetzungsfrist beträgt:
1. ein Jahr

für Verbrauchsteuern und Verbrauchsteuerver-
gütungen,

2. vier Jahre
für Steuern und Steuervergütungen, die keine
Steuern oder Steuervergütungen im Sinne der
Nummer 1 oder Einfuhr- und Ausfuhrabgaben
im Sinne des Artikels 4 Nr. 10 und 11 des Zollko-
dexes sind.“

14. § 170 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Dies gilt nicht für Verbrauchsteuern, ausgenom-
men die Stromsteuer.“

15. § 172 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 werden die Wörter „Zölle oder“

gestrichen.
b) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Steuern“

die Wörter „als Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben
im Sinne des Artikels 4 Nr. 10 und 11 des Zollko-
dexes oder Verbrauchsteuern“ eingefügt.

16. In § 209 Abs. 2 werden die Wörter „Zoll- oder“ und
„Zoll oder“ gestrichen.

17. In § 211 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „zoll- oder“
gestrichen.

18. In § 212 Abs. 1 Nr. 8 werden die Wörter „Zoll oder“
gestrichen.

1. § 126 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Handlungen nach Absatz 1 Nr. 2 bis 5 können bis

zum Abschluss der Tatsacheninstanz eines finanzgericht-
lichen Verfahrens nachgeholt werden.“
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19. § 214 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Dies gilt nicht für die Vertretung in Einfuhrabga-
bensachen im Sinne von Artikel 4 Nr. 10 des Zollko-
dexes und § 1 Abs. 1 Satz 3 des Zollverwaltungsge-
setzes im Zusammenhang mit dem Erhalt einer
zollrechtlichen Bestimmung im Sinne von Artikel 4
Nr. 15 des Zollkodexes.“

20. § 215 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Waren, die im grenznahen Raum oder in Ge-
bieten, die der Grenzaufsicht unterliegen,
aufgefunden werden, wenn sie weder offen-
bar Gemeinschaftswaren noch den Umstän-
den nach in den zollrechtlich freien Verkehr
überführt worden sind,“

b) Nummer 3 wird aufgehoben.

c) Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden die
neuen Nummern 3 und 4.

d) In der neuen Nummer 3 wird die Angabe „1
bis 3“ durch die Angabe „1 und 2“ ersetzt.

21. § 244 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 5 wird wie folgt gefasst:

„Über die Annahme von Bürgschaftserklärun-
gen in den Verfahren nach dem A.T.A.-Überein-
kommen vom 6. Dezember 1961 (BGBl. II 1965
S. 948) und dem TIR-Übereinkommen vom 14.
November 1975 (BGBl. II 1979 S. 445) in ihren
jeweils gültigen Fassungen entscheidet das Bun-
desministerium der Finanzen.“

b) Nach Satz 5 wird folgender Satz angefügt:

„Über die Annahme von Bürgschaftserklärun-
gen über Einzelsicherheiten in Form von Sicher-
heitstiteln nach der Verordnung (EWG)
Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit
Durchführungsvorschriften zu der Verordnung
(EWG) 2913/92 des Rates zur Festlegung des
Zollkodexes der Gemeinschaften (ABl. EG Nr. L
253 S. 1) und dem Übereinkommen vom 20. Mai
1987 über ein gemeinsames Versandverfahren
(ABl. EG Nr. L 226 S. 2) in ihren jeweils gültigen
Fassungen entscheidet die Oberfinanzdirektion
Nürnberg.“

22. § 353 wird wie folgt gefasst:

„§ 353
Einspruchsbefugnis des Rechtsnachfolgers

Wirkt ein Feststellungsbescheid, ein Grundsteuer-
messbescheid oder ein Zerlegungs- oder Zuteilungsbe-
scheid über einen Grundsteuermessbetrag gegenüber
dem Rechtsnachfolger, ohne dass er diesem bekannt ge-
geben worden ist (§ 182 Abs. 2, § 184 Abs. 1 Satz 4,
§§ 185 und 190), so kann der Rechtsnachfolger nur in-
nerhalb der für den Rechtsvorgänger maßgebenden
Einspruchsfrist Einspruch einlegen.“

2. § 353 wird wie folgt gefasst:

„§ 353
Einspruchsbefugnis des Rechtsnachfolgers

Wirkt ein Feststellungsbescheid, ein Grundsteuer-
messbescheid oder ein Zerlegungs- oder Zuteilungsbe-
scheid über einen Grundsteuermessbetrag gegenüber
dem Rechtsnachfolger, ohne dass er diesem bekannt ge-
geben worden ist (§ 182 Abs. 2, § 184 Abs. 1 Satz 4,
§§ 185 und 190), so kann der Rechtsnachfolger nur in-
nerhalb der für den Rechtsvorgänger maßgebenden Ein-
spruchsfrist Einspruch einlegen.“
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23. In § 370 Abs. 6 Satz 1 wird das Wort „Eingangsab-
gaben“ durch die Wörter „Einfuhr- oder Ausfuhr-
abgaben“ ersetzt.

24. In § 373 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 3 wird jeweils
das Wort „Eingangsabgaben“ durch die Wörter
„Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben“ ersetzt.

25. § 374 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „Zoll“ durch die
Wörter „Einfuhr- und Ausfuhrabgaben im Sinne
des Artikels 4 Nr. 10 und 11 des Zollkodexes“ er-
setzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „Eingangsabgaben“
durch die Wörter „Einfuhr- oder Ausfuhrabga-
ben“ ersetzt.

26. In § 375 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird das Wort „Zoll“
durch die Wörter „Einfuhr- und Ausfuhrabgaben
im Sinne des Artikels 4 Nr. 10 und 11 des Zollkode-
xes“ ersetzt.

27. In § 379 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Eingangsab-
gaben“ durch die Wörter „Einfuhr- und Ausfuhrab-
gaben“ ersetzt.

28. § 382 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Gefährdung der Einfuhr- und Ausfuhrabga-
ben“.

b) In Absatz 1 werden die Wörter „Vorschriften der
Zollgesetze, der dazu erlassenen Rechtsverord-
nungen oder der“ durch die Wörter „Zollvor-
schriften, den dazu erlassenen Rechtsverordnun-
gen oder den“ und die Wörter „soweit die
Zollgesetze“ durch die Wörter „soweit die Zoll-
vorschriften“ ersetzt.

c) In Absatz 2 wird das Wort „Zollgesetze“ durch
das Wort „Zollvorschriften“ ersetzt.

Artikel 8a

Änderung des Einführungsgesetzes zur
Abgabenordnung

In Artikel 97a des Einführungsgesetzes zur Abgaben-
ordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1997
I S. 667), das zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom
… (BGBl. I S. … ) geändert worden ist, wird nach § 4
folgender § 5 angefügt:

„§ 5
Gebührenermäßigung

Bei Anwendung der §§ 339, 340 und 341 der Abga-
benordnung in der Fassung vom 19. April 2001
(BGBl. I S. 623) gilt § 20 des Gerichtsvollzieherkos-
tengesetzes vom 19. April 2001 (BGBl. I S. 623) ent-
sprechend.“
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Artikel 8b
Änderung des EG-Beitreibungsgesetzes

Das EG-Beitreibungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom … (BGBl. I S. …), zuletzt geändert
durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …),
wird wie folgt geändert:
1. § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz gilt für die Vollstreckung von Geld-
forderungen, die in anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaften entstanden sind und
betreffen:
1. Erstattungen, Interventionen und andere Maß-

nahmen, die Bestandteil des Systems vollständiger
oder teilweiser Finanzierung des Europäischen
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft (EAGFL), einschließlich der im Rah-
men dieser Aktionen zu erhebenden Beiträge,
sind,

2. Abschöpfungen und andere Abgaben im Rahmen
der gemeinsamen Marktordnung für den Zucker-
sektor,

3. Einfuhrabgaben,
4. Ausfuhrabgaben,
5. Verbrauchsteuern auf Tabakwaren, Alkohol und

alkoholische Getränke und Mineralöle,
6. Umsatzsteuern,
7. Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen,
8. Steuern auf Versicherungsprämien,
9. Zinsen, von Verwaltungsbehörden verhängte

Geldstrafen und Geldbußen sowie Kosten, die im
Zusammenhang mit den vorbezeichneten Forde-
rungen stehen, ausgenommen jedoch Sanktionen
mit strafrechtlichem Charakter.“

2. § 2 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:

„§ 240 der Abgabenordnung ist entsprechend an-
zuwenden. Als Tag der Fälligkeit gilt der Tag des
Eingangs des Ersuchens bei der in § 2 Abs. 2 ge-
nannten Behörde.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Von anderen Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Gemeinschaften eingehende Ersuchen um
Ermittlung der Einkommens- und Vermögensver-
hältnisse der Vollstreckungsschuldner, um Zustel-
lung und um Vollstreckung werden vom Bundes-
ministerium der Finanzen, in den Fällen des § 5
Abs. 1 Nr. 5 des Finanzverwaltungsgesetzes vom
Bundesamt für Finanzen sowie in den Fällen des
§ 5a Abs. 1 Nr. 3 des Finanzverwaltungsgesetzes
vom Zollkriminalamt auf ihre Zulässigkeit nach
der Beitreibungsrichtlinie und nach diesem Ge-
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setz geprüft. Ihnen obliegt außerdem die Prüfung,
ob die Auskunftserteilung gemäß § 3 Abs. 2 oder
die Vollstreckung gemäß § 4 Abs. 2 zu unterblei-
ben hat und ob der Antrag auf Vollstreckung der
Richtlinie der Kommission vom 4. November 1977
(77/794/EWG, Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften Nr. L 333 vom 24. Dezember 1977)
entspricht.“

c) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Vollstreckungsbehörden für Forderungen, die
Steuern vom Einkommen, Ertrag oder Vermögen,
die Steuern auf Versicherungsprämien oder die
Umsatzsteuern (soweit diese nicht als Eingangsab-
gaben geschuldet werden) betreffen, sind die
Finanzämter.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:

„Vollstreckungsmaßnahmen können ungeachtet
des Satzes 1 Nr. 2 Buchstabe a eingeleitet werden,
wenn die Forderung oder der Vollstreckungstitel
angefochten ist und die ersuchende Behörde den-
noch um Vollstreckungsmaßnahmen ersucht. § 7
Abs. 3 gilt entsprechend.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Vollstreckung unterbleibt, wenn

a) die Vollstreckung aus Gründen, die auf die
Verhältnisse des Vollstreckungsschuldners zu-
rückzuführen sind, geeignet wäre, erhebliche
Schwierigkeiten wirtschaftlicher oder sozialer
Art in der Bundesrepublik Deutschland her-
vorzurufen und nach den Vorschriften der Ab-
gabenordnung die Voraussetzungen für die
Einstellung von Beitreibungsmaßnahmen vor-
liegen;

b) im Zeitpunkt der Ausstellung des Ersuchens
der Vollstreckungstitel seit mehr als fünf Jah-
ren besteht oder, soweit er angefochten war,
seit mehr als fünf Jahren unanfechtbar ist.“

4. In § 5 werden die Wörter „Deutscher Mark“ und
„Deutsche Mark“ jeweils durch das Wort „Euro“ er-
setzt.

5. Nach § 7 Abs. 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Das Vollstreckungsverfahren ist nicht nach

Absatz 2 auszusetzen, wenn die ersuchende Behörde
darum ausdrücklich ersucht. Die Vollstreckungsbe-
hörde entscheidet, welche Vollstreckungsmaßnah-
men zu treffen sind. § 258 der Abgabenordnung
bleibt unberührt.“

Artikel 9
Änderung der Finanzgerichtsordnung

u n v e r ä n d e r t

Artikel 9
Änderung der Finanzgerichtsordnung

Dem § 102 der Finanzgerichtsordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28. März 2001 (BGBl. I S. 442), die
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Artikel 9a
Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. August 1971 (BGBl. I S. 1426),
zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:
1. § 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. als Oberbehörden:
die Bundesschuldenverwaltung, die Bundesmo-
nopolverwaltung für Branntwein, das Bundes-
amt für Finanzen, das Zollkriminalamt, das
Bundesamt zur Regelung offener Vermögens-
fragen, das Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen, das Bundesaufsichtsamt für das Versi-
cherungswesen und das Bundesaufsichtsamt für
den Wertpapierhandel;“

2. § 5 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird am Ende der Nummer 17 der

Punkt durch ein Semikolon ersetzt und folgende
Nummer 18 und 19 angefügt:
„18. die Gewährung der Altersvorsorgezulage

nach Abschnitt XI. des Einkommensteuerge-
setzes. Das Bundesamt für Finanzen bedient
sich zur Durchführung dieser Aufgabe der
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte,
soweit diese zentrale Stelle im Sinne des § 81
des Einkommensteuergesetzes ist, im Wege
der Organleihe. Das Nähere, insbesondere
die Höhe der Verwaltungskostenerstattung,
wird durch Verwaltungsvereinbarung gere-
gelt.

19. die zentrale Sammlung der von den Finanz-
behörden übermittelten Angaben über er-
teilte Freistellungsbescheinigungen nach
§ 48b des Einkommensteuergesetzes und die
Erteilung von Auskünften im Wege einer
elektronischen Abfrage an den Leistungs-
empfänger im Sinne des § 48 Abs. 1 Satz 1
des Einkommensteuergesetzes über die
übermittelten Freistellungsbescheinigun-
gen.“

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Die von der zentralen Stelle (§ 81 des Ein-

kommensteuergesetzes) veranlassten Auszahlun-
gen von Altersvorsorgezulagen (§ 83 des Einkom-
mensteuergesetzes) werden jeweils von den
Ländern und Gemeinden, in denen der Gläubiger
der Steuervergütung seinen Wohnsitz hat, nach

zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …) geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt:

„Die Finanzbehörde kann ihre Ermessenserwägungen
hinsichtlich des Verwaltungsaktes bis zum Abschluss
der Tatsacheninstanz eines finanzgerichtlichen Verfah-
rens ergänzen.“
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den für die Verteilung des Aufkommens der Ein-
kommensteuer maßgebenden Vorschriften mitge-
tragen. Die zentrale Stelle stellt nach Ablauf des
dem Kalendervierteljahr folgenden Monats die
Anteile der einzelnen Länder einschließlich ihrer
Gemeinden an den zu gewährenden Leistungen
fest. Die nach Satz 2 festgestellten Anteile sind
dem Bund von den Ländern bis zum 15. des zwei-
ten, dem Kalendervierteljahr folgenden Monats
zu erstatten. Das Bundesministerium der Finan-
zen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere zu
bestimmen.“

Artikel 10
Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes

Das Grunderwerbsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Februar 1997 (BGBl. I S. 418,
S. 1804), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes
vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1790), wird wie folgt
geändert:
1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2a wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Anteile“ die

Wörter „am Gesellschaftsvermögen“ eingefügt.
bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Hat die Personengesellschaft vor dem Wechsel
des Gesellschafterbestandes ein Grundstück von
einem Gesellschafter oder einer anderen Ge-
samthand erworben, ist auf die nach § 8 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 ermittelte Bemessungsgrundlage die
Bemessungsgrundlage für den Erwerbsvorgang,
für den auf Grund des § 5 Abs. 3 oder des § 6
Abs. 3 Satz 2 die Steuervergünstigung zu versa-
gen ist, mit dem entsprechenden Betrag anzu-
rechnen.“

b) u n v e r ä n d e r t
2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

Artikel 10
Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes

Das Grunderwerbsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Februar 1997 (BGBl. I S. 418,
1804), zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes vom
… (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2a wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Anteile“ die
Wörter „am Gesellschaftsvermögen“ eingefügt.

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Hat die Personengesellschaft vor dem Wechsel
des Gesellschafterbestandes ein Grundstück von
einem Gesellschafter oder einer anderen Ge-
samthand erworben, ist auf die nach § 8 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 ermittelte Bemessungsgrundlage die
Bemessungsgrundlage für den Erwerbsvorgang
anzurechnen, für den auf Grund des § 5 Abs. 3
oder des § 6 Abs. 3 Satz 2 die Steuervergünsti-
gung zu versagen ist.“

b) Absatz 7 wird aufgehoben.
2. In § 2 Abs. 1 Satz 2 wird nach Nummer 2 der Punkt

durch ein Komma ersetzt und folgende Nummer 3 ange-
fügt:

„3. das Recht des Grundstückseigentümers auf den
Erbbauzins.“

3. Dem § 6 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt:
„Absatz 1 ist insoweit nicht entsprechend anzuwenden,
als sich der Anteil des Gesamthänders am Vermögen der
erwerbenden Gesamthand innerhalb von fünf Jahren
nach dem Übergang des Grundstücks von der einen auf
die andere Gesamthand vermindert.“

4. In § 16 Abs. 4 werden die Wörter „oder in den Fällen
des § 5 Abs. 3“ gestrichen.

5. In § 17 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 3a einge-
fügt:

„(3a) In die gesonderte Feststellung nach Absatz 2
und 3 sind nicht die Werte im Sinne des § 138 Abs. 2
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6. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 3a wird wie folgt gefasst:

„3a. unmittelbare und mittelbare Änderun-
gen des Gesellschafterbestandes einer
Personengesellschaft, die innerhalb
von fünf Jahren zum Übergang von
95 vom Hundert der Anteile am Ge-
sellschaftsvermögen auf neue Gesell-
schafter geführt haben, wenn zum Ver-
mögen der Personengesellschaft ein
inländisches Grundstück gehört (§ 1
Abs. 2a);“

bbb) Nach Nummer 7 wird der Punkt durch ein
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 8
angefügt:

„8. Entscheidungen im Sinne von § 18
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3. Die Anzeige-
pflicht besteht auch beim Wechsel im
Grundstückseigentum auf Grund einer
Eintragung im Handels-, Genossen-
schafts- oder Vereinsregister.“

bb) In Satz 2 wird das Wort „übrigen“ gestrichen.

b) u n v e r ä n d e r t

7. In § 23 wird nach Absatz 6 folgender Absatz 7 angefügt:
„(7) § 1 Abs. 2a Satz 3, § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, § 6

Abs. 3 Satz 2, § 16 Abs. 4, § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 und
§ 19 Abs. 2 Nr. 4 in der Fassung des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …) sind erstmals auf Erwerbsvorgänge an-
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 2001 verwirk-
licht werden. § 1 Abs. 7 ist letztmals auf Erwerbsvor-
gänge anzuwenden, die bis zum 31. Dezember 2001
verwirklicht werden.“

Artikel 11
Änderung des Bewertungsgesetzes

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt geän-
dert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …),
wird wie folgt geändert:

01. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

und 3 des Bewertungsgesetzes aufzunehmen, wenn die
Steuer nach § 8 Abs. 2 zu bemessen ist.“

6. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 3a wird wie folgt gefasst:

„3a. unmittelbare und mittelbare Änderun-
gen des Gesellschafterbestandes einer
Personengesellschaft, die innerhalb
von fünf Jahren zum Übergang von
95 v. H. der Anteile am Gesellschafts-
vermögen der Personengesellschaft
auf neue Gesellschafter geführt haben,
wenn zum Vermögen der Personenge-
sellschaft ein inländisches Grundstück
gehört (§ 1 Abs. 2a);“.

bbb) Nach Nummer 7 wird der Punkt durch ein
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 8
angefügt:

„8. Entscheidungen im Sinne von § 18
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3. Die Anzeige-
pflicht besteht auch beim Wechsel im
Grundstückseigentum auf Grund einer
Eintragung im Handels-, Genossen-
schafts- oder Vereinsregister.“

bb) In Satz 2 wird das Wort „übrigen“ gestrichen.

b) Absatz 2 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Änderungen im Gesellschafterbestand einer Ge-
samthand bei Gewährung der Steuervergünsti-
gung nach § 5 Abs. 1 und 2 oder § 6 Abs. 3 in
Verbindung mit § 6 Abs. 1.“

7. In § 23 wird nach Absatz 6 folgender Absatz 7 angefügt:
„(7) § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, § 16 Abs. 4 und § 19

Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 in der Fassung des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …) sind erstmals auf Erwerbsvorgänge an-
zuwenden, die nach dem Tage der Verkündung des Ge-
setzes verwirklicht werden. § 1 Abs. 2a Satz 3, § 6
Abs. 3 Satz 2 und § 19 Abs. 2 Nr. 4 in der Fassung des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) sind erstmals auf Er-
werbsvorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Dezem-
ber 2001 verwirklicht werden. § 1 Abs. 7 ist letztmals
auf Erwerbsvorgänge anzuwenden, die bis zum Tage der
Verkündung des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ver-
wirklicht werden.“

Artikel 11
Änderung des Bewertungsgesetzes

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt geän-
dert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …),
wird wie folgt geändert:
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a) Die Angabe zu § 49 wird wie folgt gefasst: „§ 49
(weggefallen)“.

b) Die Angabe zu § 98 wird wie folgt gefasst: „§ 98
(weggefallen)“.

c) Die Angabe zu § 136 wird wie folgt gefasst:
„§ 136  (weggefallen)“.

1. entfällt

2. u n v e r ä n d e r t

3. § 29 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen

Behörden haben den Finanzbehörden die rechtlichen
und tatsächlichen Umstände mitzuteilen, die ihnen im
Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung bekannt geworden
sind und die für die Feststellung von Einheitswerten des
Grundbesitzes, für die Feststellung von Grundbesitzwer-
ten oder für die Grundsteuer von Bedeutung sein kön-
nen; mitzuteilen sind auch diejenigen Umstände, die für
die Erbschaftsteuer oder die Grunderwerbsteuer von Be-
deutung sein können, sofern die Finanzbehörden dies an-
ordnen. Den Behörden stehen die Stellen gleich, die für
die Sicherung der Zweckbestimmung der Wohnungen
zuständig sind, die auf der Grundlage des Zweiten
Wohnungsbaugesetzes, des Wohnungsbaugesetzes für
das Saarland oder auf der Grundlage des Wohnraum-
förderungsgesetzes gefördert worden sind.“

4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

5a. § 49 wird aufgehoben.

6. u n v e r ä n d e r t

1. § 12 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Noch nicht fällige Ansprüche aus Lebens-, Kapi-

tal- oder Rentenversicherungen werden mit dem Rück-
kaufswert bewertet. Rückkaufswert ist der Betrag, den
das Versicherungsunternehmen dem Versicherungsneh-
mer im Falle der vorzeitigen Aufhebung des Vertragsver-
hältnisses zu erstatten hat. Die Berechnung des Werts,
insbesondere die Berücksichtigung von ausgeschütteten
und gutgeschriebenen Gewinnanteilen kann durch
Rechtsverordnung geregelt werden.“

2. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird aufgehoben.

b) In Absatz 4 wird die Angabe „1 bis 3“ durch die An-
gabe „1 und 3“ ersetzt.

3. § 29 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen

Behörden haben den Finanzbehörden die ihnen im Rah-
men ihrer Aufgabenerfüllung bekannt gewordenen recht-
lichen und tatsächlichen Umstände mitzuteilen, die für
die Feststellung von Einheitswerten des Grundbesitzes,
für die Feststellung von Grundbesitzwerten oder für die
Grundsteuer von Bedeutung sein können; mitzuteilen
sind auch diejenigen Umstände, die für die Erbschaft-
steuer oder die Grunderwerbsteuer von Bedeutung sein
können, sofern die Finanzbehörden dies anordnen. Den
Behörden stehen die Stellen gleich, die für die Sicherung
der Zweckbestimmung solcher Wohnungen zuständig
sind, die mit Mitteln im Sinne der §§ 6, 87a und 88 des
Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. August 1994 (BGBl. I S. 2137),
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom
16. Dezember 1997 (BGBl. I S. 2970), oder der §§ 4
und 38 des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland in
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. November
1990 (Amtsblatt des Saarlandes 1991 S. 273), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 16. Dezember
1997 (BGBl. I S. 2970), gefördert worden sind.“

4. In § 32 Satz 1 wird die Angabe „109a“ durch die An-
gabe „109“ ersetzt.

5. § 41 Abs. 2a wird wie folgt gefasst:
„(2a) Der Zuschlag wegen Abweichung des tatsächli-

chen Tierbestands von den unterstellten regelmäßigen
Verhältnissen der Gegend ist bei Fortschreibungen
(§ 22) oder Nachfeststellungen (§ 23) um 50 vom Hun-
dert zu vermindern.“

6. § 51 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird aufgehoben.
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7. u n v e r ä n d e r t

8. u n v e r ä n d e r t

9. u n v e r ä n d e r t
10. u n v e r ä n d e r t

11. u n v e r ä n d e r t

12. u n v e r ä n d e r t

13. u n v e r ä n d e r t

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1 oder“
gestrichen.

c) In Absatz 5 wird die Angabe „Absätze 1“ durch die
Angabe „Absätze 1a“ ersetzt.

7. § 51a wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe d und in Nr. 2

Buchstabe b wird jeweils die Angabe „Abs. 1 oder“
gestrichen.

b) In Absatz 4 wird die Angabe „Abs. 1 oder“ gestri-
chen.

8. In § 71 wird die Überschrift wie folgt gefasst:
„Gebäude und Gebäudeteile für den Zivilschutz”.

9. In § 79 werden die Absätze 3 und 4 aufgehoben.
10. In § 81 Satz 1 werden die Wörter „mit Ausnahme der in

§ 79 Abs. 3 und 4 bezeichneten Grundstücke oder
Grundstücksteile“ gestrichen.

11. § 92 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Das Recht auf den Erbbauzins ist nicht als
Bestandteil des Grundstücks und die Verpflichtung
zur Zahlung des Erbbauzinses nicht bei der Bewer-
tung des Erbbaurechts zu berücksichtigen.“

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird jeweils die Angabe „§ 22 Abs. 1

Nr. 1“ durch die Angabe „§ 22 Abs. 1“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 30 Nr. 1“ durch

die Angabe „§ 30“ ersetzt.
12. § 95 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der zweite Halbsatz wie
folgt gefasst:
„§ 99 bleibt unberührt.“

b) Absatz 3 wird aufgehoben.
13. § 97 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 1 werden in dem Klammerzusatz

die Wörter „,bergrechtliche Gewerkschaften“
gestrichen.

bb) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
„5. Gesellschaften im Sinne des § 15 Abs. 1

Nr. 2 und Abs. 3 oder § 18 Abs. 4 Satz 2
des Einkommensteuergesetzes. Zum Ge-
werbebetrieb einer solchen Gesellschaft ge-
hören auch die Wirtschaftsgüter, die im Ei-
gentum eines Gesellschafters, mehrerer
oder aller Gesellschafter stehen, und Schul-
den eines Gesellschafters, mehrerer oder al-
ler Gesellschafter, soweit die Wirtschafts-
güter und Schulden bei der steuerlichen
Gewinnermittlung zum Betriebsvermögen
der Gesellschaft gehören (§ 95); diese Zu-
rechnung geht anderen Zurechnungen vor.“



Drucksache 14/7340 – 38 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

E n t w u r f B e s c h l ü s s e  d e s  7 .  A u s s c h u s s e s

14. u n v e r ä n d e r t

15. u n v e r ä n d e r t

16. § 104 wird wie folgt geändert:

a) u n v e r ä n d e r t

b) In Absatz 4 werden die Wörter „vom 19. Dezember
1974, BGBl. I S. 3610, zuletzt geändert durch
Artikel 91 des Gesetzes vom 5. Oktober 1994,
BGBl. I S. 2911“ durch die Wörter „in der jeweils
geltenden Fassung“ ersetzt.

16a. In § 121 Nr. 4 werden die Wörter „vom
8. September 1972 (BGBl. I S. 1713), zuletzt geän-
dert durch Artikel 12 des Gesetzes vom
29. Dezember 1996 (BGBl. I S. 2049)“, durch die
Wörter „in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

17. u n v e r ä n d e r t

18. u n v e r ä n d e r t

b) Absatz 1a wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. Wirtschaftsgüter und Schulden im Sinne
des Absatzes 1 Nr. 5 Satz 2 sind dem jewei-
ligen Gesellschafter vorab mit dem Wert
zuzurechnen, mit dem sie im Wert des Be-
triebsvermögens enthalten sind.“

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Die Kapitalkonten aus der Steuerbilanz der
Gesellschaft mit Ausnahme der Kapitalkon-
ten aus den Sonderbilanzen sind dem jewei-
ligen Gesellschafter vorweg zuzurechnen.“

cc) In den Nummern 3 und 4 werden jeweils die
Angabe „Nummer 1 Satz 1 und Nummer 2“
durch die Angabe „Nummern 1 und 2“ ersetzt.

c) In Absatz 3 wird der Klammerzusatz wie folgt ge-
fasst: „(§ 121 Nr. 3)“.

14. § 98 wird aufgehoben.

15. In § 103 Abs. 3 werden die Wörter „bei der Einheitsbe-
wertung des Betriebsvermögens“ durch die Wörter „bei
der Bewertung des Betriebsvermögens für Zwecke der
Erbschaftsteuer“ ersetzt.

16. § 104 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort „wenn“ die
Wörter „und soweit“ eingefügt und Nummer 2 wie
folgt gefasst:

„2. die Pensionszusage keine Pensionsleistungen in
Abhängigkeit von künftigen gewinnabhängigen
Bezügen vorsieht und keinen Vorbehalt enthält,
dass die Pensionsanwartschaft oder die Pensi-
onsleistung gemindert oder entzogen werden
kann, oder ein solcher Vorbehalt sich nur auf
Tatbestände erstreckt, bei deren Vorliegen nach
allgemeinen Rechtsgrundsätzen unter Beach-
tung billigen Ermessens eine Minderung oder
ein Entzug der Pensionsanwartschaft oder der
Pensionsleistung zulässig ist, und“

b) In Absatz 4 werden die Wörter „Artikel 91 des Ge-
setzes vom 5. Oktober 1994, BGBl. I S. 2911“
durch die Wörter „Artikel 15 des Gesetzes vom 22.
Dezember 1999, BGBl. I S. 2601“ ersetzt.

17. In § 123 wird die Angabe „und § 113a“ gestrichen.

18. § 125 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 19 Abs. 1
Nr. 1“ durch die Angabe „§ 19 Abs. 1“ ersetzt.

b) Absatz 4 Satz 3 wird aufgehoben.
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19. u n v e r ä n d e r t

20. u n v e r ä n d e r t

21. u n v e r ä n d e r t

21a. In § 139 wird die Angabe „tausend Deutsche
Mark“ durch die Angabe „fünfhundert Euro“ er-
setzt.

21b. § 142 wird wie folgt gefasst:

„§ 142  Betriebswert
(1) Der Wert des Betriebsteils (Betriebswert)

wird unter sinngemäßer Anwendung der §§ 35 und
36 Abs. 1 und 2, der §§ 42, 43 und 44 Abs. 1 und
der §§ 45, 48a, 51, 51a, 53, 54, 56, 59 und 62 Abs. 1
ermittelt. Abweichend von § 36 Abs. 2 Satz 3 ist
der Ertragswert das 18,6fache des Reinertrags.

(2) Der Betriebswert setzt sich zusammen aus
den Einzelertragswerten für Nebenbetriebe (§ 42),
das Abbauland (§ 43), die gemeinschaftliche
Tierhaltung (§ 51a) und die in Nummer 5 nicht
genannten Nutzungsteile der sonstigen land- und
forstwirtschaftlichen Nutzung sowie den folgenden
Ertragswerten:

1. landwirtschaftliche Nutzung:
a) landwirtschaftliche Nutzung ohne Hopfen und Spargel:

Der Ertragswert ist auf der Grundlage der Ergebnisse
der Bodenschätzung nach dem Bodenschätzungsgesetz
zu ermitteln. Er beträgt 0,35 Euro je Ertragsmesszahl.

b)Nutzungsteil Hopfen 57 Euro je Ar;
c) Nutzungsteil Spargel 76 Euro je Ar;

2. forstwirtschaftliche Nutzung:
a) Nutzungsgrößen bis zu 0,26 Euro je Ar;

10 Hektar, Nichtwirtschaftswald,
Baumartengruppe Kiefer, Baumartengruppe
Fichte bis zu 60 Jahren, Baumartengruppe Buche
und sonstiges Laubholz bis zu
100 Jahren und
Eiche bis zu 140 Jahren

b)Baumartengruppe Fichte über
60 Jahren bis zu 80 Jahren
und Plenterwald

7,50 Euro je Ar;

c) Baumartengruppe Fichte über 80
bis zu 100 Jahren

15 Euro je Ar;

d)Baumartengruppe Fichte über
100 Jahre

20 Euro je Ar;

e) Baumartengruppe Buche und
sonstiges Laubholz über 100 Jahre

5 Euro je Ar;

f) Eiche über 140 Jahre 10 Euro je Ar;
3. weinbauliche Nutzung:

a) Traubenerzeugung und Fassweinaus-
bau:
aa) in den Weinbaugebieten Ahr,

Franken und Württemberg
36 Euro je Ar;

bb)in den übrigen Weinbaugebieten 18 Euro je Ar;
b)Flaschenweinausbau:

aa) In den Weinbaugebieten Ahr,
Baden, Franken, Rheingau

82 Euro je Ar;

bb)in den übrigen Weinbaugebieten 36 Euro je Ar;
4. gärtnerische Nutzung:

a) Nutzungsteil Gemüse, Blumen- und Zierpflanzenanbau:
aa) Gemüsebau:
– Freilandflächen 56 Euro je Ar;

19. In § 126 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 22 Abs. 1
Nr. 1“ durch die Angabe „§ 22 Abs. 1“ ersetzt.

20. In § 128 wird die Angabe „§ 30 Nr. 1“ durch die An-
gabe „§ 30“ ersetzt.

21. § 136 wird aufgehoben.

1. landwirtschaftliche Nutzung:
a) landwirtschaftliche Nutzung ohne Hopfen und Spargel:

Der Ertragswert ist auf der Grundlage der Ergebnisse
der Bodenschätzung nach dem Bodenschätzungsgesetz
zu ermitteln. Er beträgt 0,35 Euro je Ertragsmesszahl.

b)Nutzungsteil Hopfen 57 Euro je Ar;
c) Nutzungsteil Spargel 76 Euro je Ar;

2. forstwirtschaftliche Nutzung:
a) Nutzungsgrößen bis zu 0,26 Euro je Ar;

10 Hektar, Nichtwirtschaftswald,
Baumartengruppe Kiefer, Baumartengruppe
Fichte bis zu 60 Jahren, Baumartengruppe Buche
und sonstiges Laubholz bis zu
100 Jahren und
Eiche bis zu 140 Jahren

b)Baumartengruppe Fichte über
60 Jahren bis zu 80 Jahren
und Plenterwald

7,50 Euro je Ar;

c) Baumartengruppe Fichte über 80
bis zu 100 Jahren

15 Euro je Ar;

d)Baumartengruppe Fichte über
100 Jahre

20 Euro je Ar;

e) Baumartengruppe Buche und
sonstiges Laubholz über 100 Jahre

5 Euro je Ar;

f) Eiche über 140 Jahre 10 Euro je Ar;
3. weinbauliche Nutzung:

a) Traubenerzeugung und Fassweinaus-
bau:
aa) in den Weinbaugebieten Ahr,

Franken und Württemberg
36 Euro je Ar;

bb)in den übrigen Weinbaugebieten 18 Euro je Ar;
b)Flaschenweinausbau:

aa) In den Weinbaugebieten Ahr,
Baden, Franken, Rheingau

82 Euro je Ar;

bb)in den übrigen Weinbaugebieten 36 Euro je Ar;
4. gärtnerische Nutzung:

a) Nutzungsteil Gemüse, Blumen- und Zierpflanzenanbau:
aa) Gemüsebau:
– Freilandflächen 56 Euro je Ar;
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(3) Für die nach § 13a des Erbschaftsteuergeset-
zes begünstigten Betriebe der Land- und Forst-
wirtschaft kann beantragt werden, den Betriebs-
wert abweichend von Absatz 2 Nr. 1 bis 6
insgesamt als Einzelertragswert zu ermitteln. Der
Antrag ist bei Abgabe der Feststellungserklärung
schriftlich zu stellen. Die dafür notwendigen Be-
wertungsgrundlagen sind vom Steuerpflichtigen
nachzuweisen.

(4) In den Fällen des § 34 Abs. 4 ist der Betriebs-
wert nach § 19 Abs. 3 Nr. 2 zu verteilen. Bei der
Verteilung wird für einen anderen Beteiligten als
den Eigentümer des Grund und Bodens ein Anteil
nicht festgestellt, wenn er weniger als 500 Euro be-
trägt. Die Verteilung unterbleibt, wenn die Anteile
der anderen Beteiligten zusammen weniger als
500 Euro betragen. In den Fällen des § 34 Abs. 6
gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. Soweit der
Betriebswert des Eigentümers des Grund und Bo-
dens unter Berücksichtigung von § 48a festgestellt
ist, findet in den Fällen des § 34 Abs. 4 eine Vertei-
lung nicht statt.“

22. § 152 wird wie folgt gefasst:

„§ 152
Anwendung des Gesetzes

(1) Diese Fassung des Gesetzes ist erstmals zum
1. Januar 2002 anzuwenden.

(2) Soweit die §§ 40, 41, 44, 55 und 125 Beträge in
Deutscher Mark enthalten, gelten diese nach dem
31. Dezember 2001 als Berechnungsgrößen fort.“

Artikel 12

Änderung des Steuerberatungsgesetzes

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), zuletzt
geändert durch … Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl.
I S. … ), wird wie folgt geändert:

– Flächen unter Glas und
Kunststoffen

511 Euro je Ar;

bb)Blumen- und Zierpflanzenanbau:
– Freilandflächen 184 Euro je Ar;
– beheizbare Flächen unter Glas und

Kunststoffen
1 841 Euro je Ar;

– nichtbeheizbare Flächen unter Glas
und Kunststoffen

920 Euro je Ar;

b)Nutzungsteil Obstbau 20 Euro je Ar;
c) Nutzungsteil Baumschulen:

– Freilandflächen 164 Euro je Ar;
– Flächen unter Glas und

Kunststoffen
1 329 Euro je Ar;

5. sonstige land- und forstwirtschaftliche Nutzung:
a) Nutzungsteil Wanderschäferei 10 Euro

je Mutterschaf
b)Nutzungsteil Weihnachtsbaumkultur 133 Euro je Ar;

6. Geringstland:
Der Ertragswert für Geringstland be-
trägt

0,26 Euro je Ar.

22. § 152 wird wie folgt gefasst:

„§ 152
Anwendung des Gesetzes

Diese Fassung des Gesetzes ist erstmals zum … [Tag
des Inkrafttretens des Gesetzes] anzuwenden.“

Artikel 12

Änderung des Steuerberatungsgesetzes

§ 56 des Steuerberatungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735),
das zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

– Flächen unter Glas und
Kunststoffen

511 Euro je Ar;

bb)Blumen- und Zierpflanzenanbau:
– Freilandflächen 184 Euro je Ar;
– beheizbare Flächen unter Glas und

Kunststoffen
1 841 Euro je Ar;

– nichtbeheizbare Flächen unter Glas
und Kunststoffen

920 Euro je Ar;

b)Nutzungsteil Obstbau 20 Euro je Ar;
c) Nutzungsteil Baumschulen:

– Freilandflächen 164 Euro je Ar;
– Flächen unter Glas und

Kunststoffen
1 329 Euro je Ar;

5. sonstige land- und forstwirtschaftliche Nutzung:
a) Nutzungsteil Wanderschäferei 10 Euro

je Mutterschaf
b)Nutzungsteil Weihnachtsbaumkultur 133 Euro je Ar;

6. Geringstland:
Der Ertragswert für Geringstland be-
trägt

0,26 Euro je Ar.



Drucksache 14/7340 – 41 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

E n t w u r f B e s c h l ü s s e  d e s  7 .  A u s s c h u s s e s

1. In § 4 Nr. 11 Satz 3 werden die Wörter „nach den
§§ 3 und 4 des Investitionszulagengesetzes 1999“
durch die Wörter „nach den §§ 3 bis 4 des Investiti-
onszulagengesetzes 1999“ ersetzt.

2. § 56 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Steuerberater und Steuerbevollmächtigte dürfen
sich zur gemeinschaftlichen Berufsausübung im Rah-
men der eigenen beruflichen Befugnisse mit anderen
Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten, Wirt-
schaftsprüfern, vereidigten Buchprüfern, Mitglie-
dern einer Rechtsanwaltskammer und Mitgliedern
der Patentanwaltskammer örtlich und überörtlich zu
einer Sozietät zusammenschließen.“

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Steuerberater und Steuerbevollmächtigte dürfen
sich zur gemeinschaftlichen Berufsausübung im Rah-
men der eigenen beruflichen Befugnisse mit anderen
Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten, Wirt-
schaftsprüfern, vereidigten Buchprüfern, Mitglie-
dern einer Rechtsanwaltskammer und Mitgliedern
der Patentanwaltskammer zu einer Partnerschaftsge-
sellschaft zusammenschließen, die nicht als Steuer-
beratungsgesellschaft anerkannt ist; § 53 Satz 2 gilt
insoweit nicht.“

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Steuerberater und Steuerbevollmächtigte dürfen mit
anderen Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten,
Wirtschaftsprüfern, vereidigten Buchprüfern, Mit-
gliedern einer Rechtsanwaltskammer, Mitgliedern
der Patentanwaltskammer sowie den in § 3 Nr. 2
und 3 genannten Vereinigungen eine Bürogemein-
schaft bilden.“

Artikel 12a

Änderung des Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetzes

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar
1997 (BGBl. I S. 378), zuletzt geändert durch Artikel …
des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 13a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „im
Wege der vorweggenommenen Erbfolge“ durch die
Wörter „beim Erwerb durch Schenkung unter Le-
benden“ ersetzt.

2. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Diese Fassung des Gesetzes findet auf Er-

werbe Anwendung, für die die Steuer nach dem
… [Tag vor dem Tag des Inkrafttretens des Geset-
zes] entstanden ist oder entsteht.“

1. Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Steuerberater und Steuerbevollmächtigte dürfen sich
zur gemeinschaftlichen Berufsausübung im Rahmen der
eigenen beruflichen Befugnisse mit anderen Steuerbera-
tern und Steuerbevollmächtigten, Wirtschaftsprüfern,
vereidigten Buchprüfern, Mitgliedern einer Rechtsan-
waltskammer und Mitgliedern der Patentanwaltskammer
örtlich und überörtlich zu einer Sozietät zusammen-
schließen.“

2. Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Steuerberater und Steuerbevollmächtigte dürfen sich
zur gemeinschaftlichen Berufsausübung im Rahmen der
eigenen beruflichen Befugnisse mit anderen Steuerbera-
tern und Steuerbevollmächtigten, Wirtschaftsprüfern,
vereidigten Buchprüfern, Mitgliedern einer Rechtsan-
waltskammer und Mitgliedern der Patentanwaltskammer
zu einer Partnerschaftsgesellschaft zusammenschließen,
die nicht als Steuerberatungsgesellschaft anerkannt ist;
§ 53 Satz 2 gilt insoweit nicht.“

3. Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Steuerberater und Steuerbevollmächtigte dürfen mit an-
deren Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten, Wirt-
schaftsprüfern, vereidigten Buchprüfern, Mitgliedern
einer Rechtsanwaltskammer, Mitgliedern der Patentan-
waltskammer sowie den in § 3 Nr. 2 und 3 genannten
Vereinigungen eine Bürogemeinschaft bilden.“
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b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) § 13a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in der Fassung des

Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …)
findet auch auf Erwerbe Anwendung, für die die
Steuer nach dem 31. Dezember 1995 entstanden
ist, wenn die Steuerfestsetzung am [Tag des In-
krafttretens des Gesetzes] noch nicht bestands-
kräftig ist.“

c) Absatz 4 wird aufgehoben.

Artikel 13
Änderung des EG-Amtshilfe-Gesetzes

u n v e r ä n d e r t

Artikel 14
Änderung des Umsatzsteuergesetzes

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I S. 1270), zuletzt geändert
durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:
01. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 13 wird wie folgt gefasst: „§ 13
Entstehung der Steuer“.

b) Nach der Angabe „§ 13 Entstehung der Steuer“
werden die Angaben „§ 13a Steuerschuldner“
und „§ 13b Leistungsempfänger als Steuer-
schuldner“ eingefügt.

c) Die Überschrift des sechsten Abschnitts wird wie
folgt gefasst:

„VI. Sonderregelungen“.
d) Nach der Angabe „§ 25b Innergemeinschaftliche

Dreiecksgeschäfte“ wird die Angabe „§ 25c Be-
steuerung von Umsätzen mit Anlagegold“ einge-
fügt.

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

Artikel 13
Änderung des EG-Amtshilfe-Gesetzes

In § 1a Abs. 4 des EG-Amtshilfe-Gesetzes vom
19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2436), das zuletzt durch
Artikel 14 des Gesetzes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I
S. 1433) geändert worden ist, werden nach den Wörtern
„für den Bereich der Umsatzsteuer“ die Wörter „und der di-
rekten Steuern“ eingefügt.

Artikel 14
Änderung des Umsatzsteuergesetzes

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I S. 1270), zuletzt geändert
durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 8 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:

„c) die Umsätze im Geschäft mit Forderungen,
Schecks und anderen Handelspapieren sowie die
Vermittlung dieser Umsätze, ausgenommen die
Einziehung von Forderungen,“.

b) In Nummer 22 Buchstabe a wird das Wort „Unkos-
ten“ durch das Wort „Kosten“ ersetzt.

2. Dem § 9 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Der Verzicht auf Steuerbefreiung nach Absatz 1

ist bei Lieferungen von Grundstücken (§ 4 Nr. 9
Buchstabe a) im Zwangsversteigerungsverfahren durch
den Vollstreckungsschuldner an den Ersteher bis zur
Aufforderung zur Abgabe von Geboten im Versteige-
rungstermin zulässig.“
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3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

3. § 13 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Entstehung der Steuer“.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Für die Einfuhrumsatzsteuer gilt § 21 Abs. 2.“
c) Absatz 3 wird aufgehoben.

4. Nach § 13 werden die folgenden §§ 13a und 13b einge-
fügt:

„§ 13a
Steuerschuldner

(1) Steuerschuldner ist in den Fällen
1. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und des § 14 Abs. 2 der Unter-

nehmer;
2. des § 1 Abs. 1 Nr. 5 der Erwerber;
3. des § 6a Abs. 4 der Abnehmer;
4. des § 14 Abs. 3 der Aussteller der Rechnung;
5. des § 25b Abs. 2 der letzte Abnehmer.

(2) Für die Einfuhrumsatzsteuer gilt § 21 Abs. 2.
§ 13b

Leistungsempfänger als Steuerschuldner
(1) Für folgende steuerpflichtige Umsätze entsteht die

Steuer mit Ausstellung der Rechnung, spätestens jedoch
mit Ablauf des der Ausführung der Leistung folgenden
Kalendermonats:
1. Werklieferungen und sonstige Leistungen eines im

Ausland ansässigen Unternehmers;
2. Lieferungen sicherungsübereigneter Gegenstände

durch den Sicherungsgeber an den Sicherungsneh-
mer außerhalb des Insolvenzverfahrens;

3. Lieferungen von Grundstücken im Zwangsversteige-
rungsverfahren durch den Vollstreckungsschuldner
an den Ersteher.

§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. Wird in den in den Sätzen 1 und 2 genannten Fäl-
len das Entgelt oder ein Teil des Entgelts vereinnahmt,
bevor die Leistung oder die Teilleistung ausgeführt wor-
den ist, entsteht insoweit die Steuer mit Ablauf des Vor-
anmeldungszeitraums, in dem das Entgelt oder das Teil-
entgelt vereinnahmt worden ist.

(2) In den in Absatz 1 genannten Fällen schuldet der
Leistungsempfänger die Steuer, wenn er ein Unterneh-
mer oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts
ist. Dies gilt auch, wenn die Leistung für den nichtunter-
nehmerischen Bereich bezogen wird.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung,
wenn die Leistung des im Ausland ansässigen Unterneh-
mers in einer Personenbeförderung besteht, die der Be-
förderungseinzelbesteuerung (§ 16 Abs. 5) unterlegen
hat oder die mit einer Kraftdroschke durchgeführt wor-
den ist.

(4) Ein im Ausland ansässiger Unternehmer ist ein
Unternehmer, der weder im Inland noch auf der Insel
Helgoland oder in einem der in § 1 Abs. 3 bezeichneten
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5. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) u n v e r ä n d e r t

bb) u n v e r ä n d e r t
cc) u n v e r ä n d e r t

dd) Im neuen Satz 5 wird die Angabe „Satzes 2“
durch die Angabe „Satzes 1“ ersetzt.

b) u n v e r ä n d e r t

Gebiete einen Wohnsitz, seinen Sitz, seine Geschäftslei-
tung oder eine Zweigniederlassung hat. Maßgebend ist
der Zeitpunkt, in dem die Leistung ausgeführt wird. Ist
es zweifelhaft, ob der Unternehmer diese Voraussetzun-
gen erfüllt, schuldet der Leistungsempfänger die Steuer
nur dann nicht, wenn ihm der Unternehmer durch eine
Bescheinigung des nach den abgabenrechtlichen Vor-
schriften für die Besteuerung seiner Umsätze zuständi-
gen Finanzamts nachweist, dass er kein Unternehmer im
Sinne des Satzes 1 ist.

(5) Bei der Berechnung der Steuer sind die §§ 19 und
24 nicht anzuwenden.

(6) Das Bundesministerium der Finanzen kann mit
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung
bestimmen, unter welchen Voraussetzungen zur Verein-
fachung des Besteuerungsverfahrens in den Fällen, in
denen ein anderer als der Leistungsempfänger ein Ent-
gelt gewährt (§ 10 Abs. 1 Satz 3), der andere an Stelle
des Leistungsempfängers Steuerschuldner nach Absatz 2
ist.“

5. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Führt der Unternehmer Lieferungen oder sons-
tige Leistungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 aus, ist er
berechtigt und, soweit er die Umsätze an einen
anderen Unternehmer für dessen Unternehmen
oder an eine juristische Person ausführt, auf de-
ren Verlangen verpflichtet, Rechnungen auszu-
stellen, die folgende Angaben enthalten müssen:
1. den Namen und die Anschrift des leistenden

Unternehmers,
2. den Namen und die Anschrift des Leistungs-

empfängers,
3. die Menge und die handelsübliche Bezeich-

nung des Gegenstandes der Lieferung oder
die Art und den Umfang der sonstigen Leis-
tung,

4. den Zeitpunkt der Lieferung oder der sonsti-
gen Leistung,

5. das Entgelt für die Lieferung oder sonstige
Leistung (§ 10) und

6. den auf das Entgelt (Nummer 5) entfallenden
Steuerbetrag, der gesondert auszuweisen ist,
oder einen Hinweis auf die Steuerbefreiung.“

bb) Satz 2 wird aufgehoben.
cc) Im neuen Satz 4 werden die Wörter „gelten die

Sätze 1 und 2“ durch die Wörter „gilt Satz 1“ er-
setzt.

b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Als Rechnung gilt auch eine mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur mit Anbieter-Akkreditie-
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c) u n v e r ä n d e r t

6. u n v e r ä n d e r t

7. u n v e r ä n d e r t

7a. § 15a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Ändern sich bei einem Wirtschaftsgut inner-
halb von 5 Jahren ab dem Zeitpunkt der erstma-
ligen Verwendung die für den ursprünglichen
Vorsteuerabzug maßgebenden Verhältnisse, ist

rung nach § 15 Abs. 1 des Signaturgesetzes verse-
hene elektronische Abrechnung.“

c) In Absatz 5 Satz 2 Nr. 3 wird die Angabe „Satz 2“
durch die Angabe „Satz 1“ ersetzt.

6. § 14a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Satz 1 gilt auch für Fahrzeuglieferer (§ 2a).“

bb) Die Sätze 4 und 5 werden aufgehoben.
b) Nach Absatz 3 werden die folgenden Absätze 4 und

5 angefügt:
„(4) Führt der Unternehmer Leistungen im Sinne

des § 13b Abs. 1 aus, für die der Leistungsempfänger
nach § 13b Abs. 2 die Steuer schuldet, ist er zur Aus-
stellung von Rechnungen verpflichtet. In den Rech-
nungen ist auf die Steuerschuldnerschaft des Leis-
tungsempfängers hinzuweisen. Die Vorschrift über
den gesonderten Steuerausweis in einer Rechnung
(§ 14 Abs. 1) findet keine Anwendung.

(5) Der Unternehmer hat ein Doppel der Rechnung
zehn Jahre aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist
beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem
die Rechnung ausgestellt worden ist. Die Sätze 1 und
2 gelten auch:
1. für Fahrzeuglieferer (§ 2a);
2. in den Fällen, in denen der letzte Abnehmer die

Steuer nach § 13a Abs. 1 Nr. 5 schuldet, für den
letzten Abnehmer;

3. in den Fällen, in denen der Leistungsempfänger
die Steuer nach § 13b Abs. 2 schuldet, für den
Leistungsempfänger.“

7. § 15 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 wird der Punkt durch ein Se-

mikolon ersetzt und folgende Nummer 4 angefügt:
„4. die Steuer für Leistungen im Sinne des § 13b

Abs. 1, die für sein Unternehmen ausgeführt
worden sind. Soweit die Steuer auf eine Zahlung
vor Ausführung dieser Leistungen entfällt, ist sie
abziehbar, wenn die Zahlung geleistet worden
ist.“

b) Nach Absatz 4a wird folgender Absatz 4b eingefügt:
„(4b) Für Unternehmer, die nicht im Gemein-

schaftsgebiet ansässig sind und die nur Steuer nach
§ 13b Abs. 2 schulden, gelten die Einschränkungen
des § 18 Abs. 9 Satz 6 und 7 entsprechend.“

c) In Absatz 5 Nr. 2 wird nach dem Wort „kann“ ein
Komma eingefügt.
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für jedes Kalenderjahr der Änderung ein Aus-
gleich durch eine Berichtigung des Abzugs der
auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten
entfallenden Vorsteuerbeträge vorzunehmen.“

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Eine Änderung der Verhältnisse liegt auch vor,
wenn das noch verwendungsfähige Wirtschafts-
gut vor Ablauf des nach den Absätzen 1 bis 3
maßgeblichen Berichtigungszeitraums veräu-
ßert oder nach § 3 Abs. 1b geliefert wird und die-
ser Umsatz anders zu beurteilen ist als die für
den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgebli-
che Verwendung.“

c) Absatz 5 wird aufgehoben.
d) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „den Absät-

zen 4 und 5“ durch die Angabe „Absatz 4“ er-
setzt.

8. u n v e r ä n d e r t

9. u n v e r ä n d e r t

10. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Satz 1 gilt nicht für die nach § 13b Abs. 2, § 14
Abs. 3 und § 25b Abs. 2 geschuldete Steuer.“

b) Satz 5 wird aufgehoben.
11. u n v e r ä n d e r t

8. § 17 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Hat sich die Bemessungsgrundlage für einen steuer-
pflichtigen Umsatz im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 geän-
dert, haben
1. der Unternehmer, der diesen Umsatz ausgeführt hat,

den dafür geschuldeten Steuerbetrag und
2. der Unternehmer, an den dieser Umsatz ausgeführt

worden ist, den dafür in Anspruch genommenen
Vorsteuerabzug

entsprechend zu berichtigen; dies gilt in den Fällen des
§ 1 Abs. 1 Nr. 5 und des § 13b sinngemäß.“

9. § 18 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 4a Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Voranmeldungen (Absätze 1 und 2) und eine Steuer-
erklärung (Absätze 3 und 4) haben auch die Unter-
nehmer und juristischen Personen abzugeben, die
ausschließlich Steuer für Umsätze nach § 1 Abs. 1
Nr. 5, § 13b Abs. 2 oder § 25b Abs. 2 zu entrichten
haben, sowie Fahrzeuglieferer (§ 2a).“

b) Absatz 8 wird aufgehoben.
10. § 19 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Satz 1 gilt nicht für die nach § 13b Abs. 2, § 14
Abs. 3 und § 25b Abs. 2 geschuldete Steuer.“

11. § 22 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Diese Verpflichtung gilt in den Fällen des § 13a
Abs. 1 Nr. 2 und 5, des § 13b Abs. 2 und des § 14
Abs. 3 auch für Personen, die nicht Unternehmer
sind.“

b) In Absatz 2 Nr. 7 wird der Punkt durch ein Semiko-
lon ersetzt und folgende Nummer 8 angefügt:
„8. in den Fällen des § 13b Abs. 1 und 2 beim Leis-

tungsempfänger die Angaben entsprechend den
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12. u n v e r ä n d e r t
13. u n v e r ä n d e r t

14. u n v e r ä n d e r t

14a. In § 26a Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „§ 14a Abs. 1
Satz 3“ durch die Angabe „§ 14a Abs. 5 Satz 1“ er-
setzt.

15. u n v e r ä n d e r t

16. u n v e r ä n d e r t

17. Die Anlage zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 wird wie folgt
geändert:
a) u n v e r ä n d e r t

b) u n v e r ä n d e r t

c) Nummer 44 wird aufgehoben.
d) Nummer 49 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „der Drucke, die für die Werbezwe-
cke eines Unternehmens herausgegeben werden

Nummern 1 und 2. Der Leistende hat die Anga-
ben nach den Nummern 1 und 2 gesondert auf-
zuzeichnen.“

12. In § 22a Abs. 2 wird das Wort „den“ gestrichen.
13. § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. für die Lieferungen der in der Anlage nicht aufge-
führten Sägewerkserzeugnisse und Getränke sowie
von alkoholischen Flüssigkeiten, ausgenommen
die Lieferungen in das Ausland und die im Aus-
land bewirkten Umsätze, und für sonstige Leistun-
gen nach § 3 Abs. 9 Satz 4, soweit in der Anlage
nicht aufgeführte Getränke abgegeben werden, auf
sechzehn vom Hundert,“.

14. § 25a Abs. 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Abweichend von § 15 Abs. 1 ist der Wiederverkäufer
in den Fällen des Absatzes 2 nicht berechtigt, die ent-
richtete Einfuhrumsatzsteuer, die gesondert ausgewie-
sene Steuer oder die nach § 13b Abs. 2 geschuldete
Steuer für die an ihn ausgeführte Lieferung als Vor-
steuer abzuziehen.“

15. Dem § 27 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) §§ 13b, 14 Abs. 1, § 14a Abs. 4 und 5 Satz 3

Nr. 3, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Abs. 4b, § 17 Abs. 1
Satz 1, § 18 Abs. 4a Satz 1, § 19 Abs. 1 Satz 3, § 22
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Nr. 8, § 25a Abs. 5 Satz 3 sind
auch auf Umsätze anzuwenden, die vor dem 1. Januar
2002 ausgeführt worden sind, soweit das Entgelt für
diese Umsätze erst nach dem 31. Dezember 2001 ge-
zahlt worden ist. Soweit auf das Entgelt oder Teile des
Entgelts für nach dem 31. Dezember 2001 ausgeführte
Umsätze vor dem 1. Januar 2002 das Abzugsverfahren
nach § 18 Abs. 8 in der bis zum 31. Dezember 2001
geltenden Fassung angewandt worden ist, mindert sich
die vom Leistungsempfänger nach § 13b geschuldete
Steuer um die bisher im Abzugsverfahren vom leisten-
den Unternehmer geschuldete Steuer.“

16. In § 28 Abs. 4 wird der Einleitungsteil wie folgt ge-
fasst:
„§ 12 Abs. 2 Nr. 10 gilt bis zum 31. Dezember 2004 in
folgender Fassung:“.

17. Die Anlage zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 wird wie folgt
geändert:
a) In Nummer 23 wird wie das Wort „Futter“ durch die

Wörter „verschiedene zur Fütterung verwendete
Pflanzen“ ersetzt.

b) In Nummer 41 wird die Zahl „3824 60“ durch die
Zahl „2106 90“ ersetzt.

c) Nummer 49 wird wie folgt geändert:
aa) Die Wörter „der Drucke, die für die Werbezwe-

cke eines Unternehmens herausgegeben werden
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oder die überwiegend Werbezwecken“ werden
durch die Wörter „Veröffentlichungen, die
überwiegend Werbezwecken“ ersetzt.

bb) Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

„a) Bücher, Broschüren und ähnliche Drucke,
auch in Teilheften, losen Bogen oder Blät-
tern, zum Broschieren, Kartonieren oder
Binden bestimmt, sowie Zeitungen und an-
dere periodische Druckschriften kartoniert,
gebunden oder in Sammlungen mit mehr
als einer Nummer in gemeinsamem Um-
schlag (ausgenommen solche, die überwie-
gend Werbung enthalten), aus Positionen

49.01,
97.05
und 97.06“.

cc) In Buchstabe f werden die Wörter „vorphilate-
listische Briefe und freigestempelte Briefum-
schläge“ gestrichen.

Artikel 15
Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungs-

verordnung
Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom … (BGBl. I S. …), zuletzt
geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

01. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe „§ 30 Schausteller“ werden die
Zwischenüberschrift „Zu § 13b des Gesetzes“
und die Angabe „§ 30a Steuerschuldnerschaft
bei unfreien Sendungen“ eingefügt.

b) Die Angabe zu § 39a wird wie folgt gefasst:
„§ 39a (weggefallen)“

c) Die Angabe zu den §§ 51 bis 58 wird wie folgt ge-
fasst: „§§ 51 bis 58 (weggefallen)“

1. u n v e r ä n d e r t

oder die überwiegend Werbezwecken“ werden
durch die Wörter „Veröffentlichungen, die
überwiegend Werbezwecken“ ersetzt.

bb) Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

„a) Bücher, Broschüren und ähnliche Drucke,
auch in Teilheften, losen Bogen oder Blät-
tern, zum Broschieren, Kartonieren oder
Binden bestimmt, sowie Zeitungen und an-
dere periodische Druckschriften kartoniert,
gebunden oder in Sammlungen mit mehr
als einer Nummer in gemeinsamem Um-
schlag (ausgenommen solche, die überwie-
gend Werbung enthalten), aus Positionen

49.01,
97.05
und 97.06“.

cc) In Buchstabe f werden die Wörter „vorphilate-
listische Briefe und freigestempelte Briefum-
schläge“ gestrichen.

Artikel 15
Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungs-

verordnung
Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom … (BGBl. I S. …), zuletzt
geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. Nach § 30 wird folgender § 30a eingefügt:

„§ 30a
Steuerschuldnerschaft bei unfreien Versendungen

Lässt ein Absender einen Gegenstand durch einen im
Ausland ansässigen Frachtführer oder Verfrachter unfrei
zum Empfänger der Frachtsendung befördern oder eine
solche Beförderung durch einen im Ausland ansässigen
Spediteur unfrei besorgen, ist der Empfänger der Fracht-
sendung an Stelle des Leistungsempfängers Steuer-
schuldner nach § 13b Abs. 2 des Gesetzes, wenn

1. er ein Unternehmer oder eine juristische Person des
öffentlichen Rechts ist,

2. er die Entrichtung des Entgelts für die Beförderung
oder für ihre Besorgung übernommen hat und

3. aus der Rechnung über die Beförderung oder ihre Be-
sorgung auch die in Nummer 2 bezeichnete Voraus-
setzung zu ersehen ist.
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2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

4a. In § 41 wird die Angabe „(§ 51 Abs. 3 Satz 1)“
durch die Angabe „(§ 13b Abs. 4 Satz 1 des Geset-
zes)“ ersetzt.

4b. § 44 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Haben sich bei einem Wirtschaftsgut in einem
Kalenderjahr die für den ursprünglichen Vor-
steuerabzug maßgebenden Verhältnisse um we-
niger als zehn Prozentpunkte geändert, entfällt
bei diesem Wirtschaftsgut für dieses Kalender-
jahr die Berichtigung des Vorsteuerabzugs.“

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Übersteigt der Betrag, um den der Vorsteuerab-
zug bei einem Wirtschaftsgut für das Kalender-
jahr zu berichtigen ist, nicht 6 000 Euro, so ist
die Berichtigung des Vorsteuerabzugs nach § 15a
des Gesetzes abweichend von § 18 Abs. 1 und 2
des Gesetzes erst im Rahmen der Steuerfestset-
zung für den Besteuerungszeitraum durchzufüh-
ren, in dem sich die für den ursprünglichen Vor-
steuerabzug maßgebenden Verhältnisse geändert
haben.“

5. u n v e r ä n d e r t

Dies gilt auch, wenn die Leistung für den nichtunterneh-
merischen Bereich bezogen wird.“

2. In § 31 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 3 Satz 1 und Abs. 4 wird
jeweils die Angabe „Satz 2“ durch die Angabe „Satz 1“
ersetzt.

3. In § 33 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 angefügt:

„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Rechnungen über
Leistungen im Sinne des § 13b des Gesetzes.“

4. § 39a sowie die §§ 51, 52, 53, 54, 55, 56, 57 und 58 wer-
den aufgehoben.

5. § 59 wird wie folgt gefasst:

„§ 59
Vergütungsberechtigte Unternehmer

Die Vergütung der abziehbaren Vorsteuerbeträge (§ 15
des Gesetzes) an im Ausland ansässige Unternehmer
(§ 13b Abs. 4 des Gesetzes) ist abweichend von § 16
und § 18 Abs. 1 bis 4 des Gesetzes nach den §§ 60 und
61 durchzuführen, wenn der Unternehmer im Vergü-
tungszeitraum

1. im Inland keine Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1
Nr. 1 und 5 des Gesetzes oder nur steuerfreie Um-
sätze im Sinne des § 4 Nr. 3 des Gesetzes ausgeführt
hat,

2. nur Umsätze ausgeführt hat, für die der Leistungs-
empfänger die Steuer schuldet (§ 13b des Gesetzes)
oder die der Beförderungseinzelbesteuerung (§ 16
Abs. 5 und § 18 Abs. 5 des Gesetzes) unterlegen ha-
ben, oder

3. im Inland nur innergemeinschaftliche Erwerbe und
daran anschließende Lieferungen im Sinne des § 25b
Abs. 2 des Gesetzes ausgeführt hat.“
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6. u n v e r ä n d e r t

Artikel 16
Änderung der Umsatzsteuererstattungs-

verordnung
u n v e r ä n d e r t

Artikel 16a
Änderung der Verordnung über die örtliche

Zuständigkeit für die Umsatzsteuer im Ausland
ansässiger Unternehmer

Die Verordnung über die örtliche Zuständigkeit für
die Umsatzsteuer im Ausland ansässiger Unternehmer
vom 21. Februar 1995 (BGBl. I S. 225), die zuletzt durch
Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) geändert
worden ist, wird wie folgt gefasst:

„Verordnung über die örtliche Zuständigkeit für die
Umsatzsteuer im Ausland ansässiger Unternehmer

(Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung –
UStZustV)

§ 1
(1) Für die Umsatzsteuer der Unternehmer im

Sinne des § 21 Abs. 1 Satz 2 der Abgabenordnung
sind folgende Finanzämter örtlich zuständig:

1. das Finanzamt Trier für im Königreich Belgien
ansässige Unternehmer,

2. das Finanzamt Neuwied für in der Republik Bul-
garien ansässige Unternehmer,

3. das Finanzamt Flensburg für im Königreich
Dänemark ansässige Unternehmer,

4. das Finanzamt Rostock I für in der Republik
Estland ansässige Unternehmer,

5. das Finanzamt Bremen-Mitte für in der Republik
Finnland ansässige Unternehmer,

6. das Finanzamt Kehl für in der Französischen
Republik ansässige Unternehmer,

6. In § 62 Abs. 1 wird die Angabe „§ 59 Abs. 1“ durch die
Angabe „§ 59“ ersetzt.

Artikel 16
Änderung der Umsatzsteuererstattungs-

verordnung
§ 3 der Umsatzsteuererstattungsverordnung in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 3. Oktober 1988 (BGBl. I
S. 1780), die durch Artikel 16 des Gesetzes vom
19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1790) geändert worden ist,
wird wie folgt gefasst:

„§ 3
(1) Die §§ 1 und 2 gelten nicht für den Erwerb von

Lebensmitteln und Tabakerzeugnissen sowie die Abgabe
von Speisen und Getränken zum Verzehr an Ort und
Stelle.

(2) Wird ein Gegenstand während seiner gewöhnli-
chen Nutzungsdauer nicht oder nur zeitweise zu Zwe-
cken im Sinne der §§ 1 und 2 genutzt, ist die Erstattung
zu versagen oder der Erstattungsbetrag angemessen zu
kürzen.“
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7. das Finanzamt Hannover-Nord für im Vereinig-
ten Königreich Großbritannien und Nordirland
ansässige Unternehmer,

8. das Finanzamt Berlin Neukölln-Nord für in der
Griechischen Republik ansässige Unternehmer,

9. das Finanzamt Hamburg Mitte-Altstadt für in
der Republik Irland ansässige Unternehmer,

10. das Finanzamt München II für in der Italieni-
schen Republik ansässige Unternehmer,

11. das Finanzamt Kassel-Goethestraße für in der
Republik Kroatien ansässige Unternehmer,

12. das Finanzamt Bremen-Mitte für in der Republik
Lettland ansässige Unternehmer,

13. das Finanzamt Konstanz für im Fürstentum
Liechtenstein ansässige Unternehmer,

14. das Finanzamt Mühlhausen für in der Republik
Litauen ansässige Unternehmer,

15. das Finanzamt Saarbrücken Am Stadtgraben
für im Großherzogtum Luxemburg ansässige
Unternehmer,

16. das Finanzamt Berlin Neukölln-Nord für in der
Republik Mazedonien ansässige Unternehmer,

17. das Finanzamt Kleve für im Königreich der
Niederlande ansässige Unternehmer,

18. das Finanzamt Bremen-Mitte für im Königreich
Norwegen ansässige Unternehmer,

19. das Finanzamt München II für in der Republik
Österreich ansässige Unternehmer,

20. das Finanzamt Oranienburg für in der Republik
Polen ansässige Unternehmer,

21. das Finanzamt Kassel-Goethestraße für in der
Portugiesischen Republik ansässige Unterneh-
mer,

22. das Finanzamt Chemnitz-Süd für in Rumänien
ansässige Unternehmer,

23. das Finanzamt Magdeburg II für in der Russi-
schen Föderation ansässige Unternehmer,

24. das Finanzamt Hamburg Mitte-Altstadt für im
Königreich Schweden ansässige Unternehmer,

25. das Finanzamt Konstanz für in der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft ansässige Unternehmer,

26. das Finanzamt Chemnitz-Süd für in der Slowa-
kischen Republik ansässige Unternehmer,

27. das Finanzamt Kassel-Goethestraße für im
Königreich Spanien ansässige Unternehmer,

28. das Finanzamt Oranienburg für in der Republik
Slowenien ansässige Unternehmer,

29. das Finanzamt Chemnitz-Süd für in der Tsche-
chischen Republik ansässige Unternehmer,

30. das Finanzamt Dortmund-Unna für in der Repu-
blik Türkei ansässige Unternehmer,
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31. das Finanzamt Magdeburg II für in der Ukraine
ansässige Unternehmer,

32. das Zentralfinanzamt Nürnberg für in der Repu-
blik Ungarn ansässige Unternehmer,

33. das Finanzamt Magdeburg II für in der Repu-
blik Weißrußland ansässige Unternehmer,

34. das Finanzamt Bonn-Innenstadt für in den Ver-
einigten Staaten von Amerika ansässige Unter-
nehmer.

(2) Für die Umsatzsteuer der Unternehmer im
Sinne des § 21 Abs. 1 Satz 2 der Abgabenordnung,
die nicht von Absatz 1 erfasst werden, ist das Finanz-
amt Berlin Neukölln-Nord zuständig.

(3) Die örtliche Zuständigkeit nach § 61 Abs. 1
Satz 1 der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung
für die Vergütung der abziehbaren Vorsteuerbeträge
an im Ausland ansässige Unternehmer bleibt unbe-
rührt.

§ 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver-

kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung
über die örtliche Zuständigkeit für die Umsatzsteuer
im Ausland ansässiger Unternehmer (Umsatzsteuer-
zuständigkeitsverordnung – UStZustVO) vom 21. Fe-
bruar 1995 (BGBl. I S. 225), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 30. August 2001 (BGBl. I
S. 2267) außer Kraft.“

Artikel 16b
Änderung des Gesetzes zur Eindämmung illegaler

Betätigung im Baugewerbe
Artikel 8 Abs. 2 des Gesetzes zur Eindämmung illega-

ler Betätigung im Baugewerbe vom 30. August 2001
(BGBl. I S. 2267) wird aufgehoben.

Artikel 17
Änderung des Rennwett- und Lotteriegesetzes
Das Rennwett- und Lotteriegesetz in der im Bundesge-

setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 611-14, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. u n v e r ä n d e r t

Artikel 17
Änderung des Rennwett- und Lotteriegesetzes
Das Rennwett- und Lotteriegesetz in der im Bundesge-

setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 611-14, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 Buchstabe b wird die Angabe „1 200
Deutsche Mark“ durch die Angabe „650 Euro“ er-
setzt.

b) In Nummer 2 Buchstabe a wird die Angabe „75 000
Deutsche Mark“ durch die Angabe „40 000 Euro“ er-
setzt.

c) In Nummer 2 Buchstabe b wird die Angabe „320
Deutsche Mark“ durch die Angabe „164 Euro“ er-
setzt.
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2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

Artikel 18

Änderung der Ausführungsbestimmungen
zum Rennwett- und Lotteriegesetz

Die Ausführungsbestimmungen zum Rennwett- und Lot-
teriegesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 611-14-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), werden wie
folgt geändert:

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

2. § 19 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Steuer für Oddset-Wetten ist am 15. Tag nach Ab-
lauf des Anmeldungszeitraums fällig.“

3. § 21 Abs. 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Steuer für ausländische Lose und Ausweise
über Spieleinlagen beträgt 0,25 Euro für je einen Euro
vom planmäßigen Preise; ein angefangener Euro wird
für voll gerechnet.“

„(2) Ausländische Werte sind nach den Vorschriften
über die Berechnung der Umsatzsteuer in Euro umzu-
rechnen.“

Artikel 18

Änderung der Ausführungsbestimmungen zum
Rennwett- und Lotteriegesetz

Die Ausführungsbestimmungen zum Rennwett- und Lot-
teriegesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 611-14-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), werden wie
folgt geändert:

1. § 27 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Als öffentliche Lotterien sind auch anzusehen:
auf Jahrmärkten oder aus Anlass öffentlicher Volksbe-
lustigungen veranstaltete Ausspielungen, bei denen
Spielausweise ausgegeben werden, sofern der Gesamt-
preis der Spielausweise jeder einzelnen hintereinander
folgenden Ausspielung mehr als 164 Euro beträgt.“

2. § 31 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„Wer in den Ländern Lotterien oder Ausspielungen ver-
anstalten will, bei denen der Gesamtpreis der Lose oder
Spielausweise (Lose) die Summe von 164 Euro über-
steigt, hat dem zuständigen Finanzamt spätestens am
30. Tage nach dem Empfang der behördlichen Erlaubnis
nach Muster 8 schriftlich anzumelden:

Name, Gewerbe und Wohnung des Veranstalters, die
planmäßige Anzahl (die Nummern) und den planmä-
ßigen Preis der Lose, den Zeitpunkt, von welchem ab
mit dem Vertrieb der Lose begonnen werden soll, die
Gegenstände, die Zeit und den Ort der Ausspielung,
die Namen und Wohnungen der unmittelbar von dem
Veranstalter mit dem Vertrieb der Lose betrauten Per-
sonen.

Veranstalter, die nicht Gewerbetreibende oder Reisege-
werbetreibende im Sinne der Gewerbeordnung sind, ha-
ben Sachausspielungen dem zuständigen Finanzamt nur
anzumelden, wenn der Gesamtpreis der Lose 650 Euro
übersteigt (vgl. § 18 Nr. 1b RennwLottG).“

3. § 37 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird die Angabe „Pfennigbetrag“ jeweils
durch die Angabe „Centbetrag“ ersetzt.
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4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

Artikel 19
Änderung der Verordnung zur Vereinfachung

der Steuererhebung bei der Lotteriesteuer
u n v e r ä n d e r t

Artikel 19a
Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999
Das Investitionszulagengesetz 1999 in der Fassung

der Bekanntmachung vom 11. Juni 2001 (BGBl. I
S. 1018) wird wie folgt geändert:
1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§§ 2 und 3“
durch die Angabe „§§ 2 bis 3a“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§§ 3 und 4“
durch die Angabe „§§ 3 bis 4“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 Satz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. bei Investitionen im Sinne des Absatzes 1
Nr. 1 und 3 die nachträglichen Herstellungs-
kosten und die Erhaltungsaufwendungen, so-
weit sie insgesamt in den Jahren 1999 bis 2004
1 200 Deutsche Mark je Quadratmeter Wohn-
fläche übersteigen. Bei Investitionen im Sinne
des Absatzes 1, die der Anspruchsberechtigte
nach dem 31. Dezember 2001 begonnen hat
oder bei denen er das Objekt im Fall der
Anschaffung auf Grund eines nach dem
31. Dezember 2001 abgeschlossenen obligato-
rischen Vertrags oder gleichstehenden
Rechtsakts angeschafft hat, gehören die nach-
träglichen Herstellungskosten und die Erhal-
tungsaufwendungen nur zur Bemessungs-
grundlage, soweit sie insgesamt in den Jahren
2002 bis 2004 50 Euro je Quadratmeter
Wohnfläche überschreiten. In den zuletzt ge-
nannten Fällen ist der Betrag von 2 556 Euro
nicht zu berücksichtigen. Betreffen nachträg-

b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Für die Umrechnung fremder Währungen sind die für
die Umsatzsteuer geltenden Bestimmungen anzuwen-
den.“

4. In § 39 Satz 4 wird die Angabe „fünfhundert Deutsche
Mark“ durch die Angabe „250 Euro“ ersetzt.

5. § 44 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Ungestempelte Lose dürfen, sofern es sich nicht um
Lotterien und Ausspielungen im Betrage von nicht mehr
als 164 Euro handelt, oder die Oberfinanzdirektion zur
Abstempelung ungeeignete Lose zugelassen hat (§ 41
Satz 2), nicht ausgegeben werden.“

Artikel 19
Änderung der Verordnung zur Vereinfachung

der Steuererhebung bei der Lotteriesteuer
In § 1 der Verordnung zur Vereinfachung der Steuererhe-

bung bei der Lotteriesteuer vom 1. März 1961 (BGBl. I
S. 138) wird die Angabe „5 Deutsche Mark“ durch die An-
gabe „5 Euro“ ersetzt.
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liche Herstellungsarbeiten oder Erhaltungs-
arbeiten mehrere Gebäudeteile, die selbst-
ständige unbewegliche Wirtschaftsgüter sind,
sind die nachträglichen Herstellungskosten
und Erhaltungsaufwendungen nach dem Ver-
hältnis der Nutzflächen auf die Gebäudeteile
aufzuteilen, soweit eine unmittelbare Zuord-
nung nicht möglich ist. Bei Investitionen im
Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 gelten die Sätze 1
bis 4 mit der Maßgabe entsprechend, dass an
die Stelle der nachträglichen Herstellungskos-
ten die Anschaffungskosten treten, die auf
nachträgliche Herstellungsarbeiten im Sinne
des Absatzes 1 Nr. 2 entfallen;“

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Als Beginn der nachträglichen Herstellungsar-
beiten oder Erhaltungsarbeiten gilt bei Baumaß-
nahmen, für die eine Baugenehmigung erforder-
lich ist, der Zeitpunkt, in dem der Bauantrag
gestellt wird; bei baugenehmigungsfreien Bauvor-
haben, für die Bauunterlagen einzureichen sind,
der Zeitpunkt, in dem die Bauunterlagen einge-
reicht werden.“

3. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:
„§ 3a

Erhöhte Investitionszulage für Modernisierungs-
maßnahmen an Mietwohngebäuden im

innerörtlichen Bereich
(1) Begünstigte Investitionen sind:

1. nachträgliche Herstellungsarbeiten an Gebäu-
den, die vor dem 1. Januar 1949 fertiggestellt
worden sind,

2. die Anschaffung von Gebäuden, die vor dem
1. Januar 1949 fertiggestellt worden sind, soweit
nachträgliche Herstellungsarbeiten nach dem
rechtswirksamen Abschluss des obligatorischen
Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts durch-
geführt worden sind und

3. Erhaltungsarbeiten an Gebäuden, die vor dem
1. Januar 1949 fertiggestellt worden sind,

wenn der Anspruchsberechtigte durch eine Beschei-
nigung der zuständigen Gemeindebehörde nach-
weist, dass das Gebäude im Zeitpunkt der Anschaf-
fung oder Beendigung der nachträglichen
Herstellungsarbeiten und Erhaltungsarbeiten in ei-
nem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet nach
dem Baugesetzbuch, einem förmlich festgelegten Er-
haltungssatzungsgebiet nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
des Baugesetzbuchs oder in einem Gebiet liegt, das
durch Bebauungsplan als Kerngebiet im Sinne des
§ 7 der Baunutzungsverordnung festgesetzt ist oder
das auf Grund der Bebauung der näheren Umge-
bung diesem Gebiet entspricht. Nummer 1 bis 3 gilt
entsprechend für Gebäude, die nach dem
31. Dezember 1948 und vor dem 1. Januar 1960 fer-
tiggestellt worden sind, wenn der Anspruchsberech-
tigte durch eine Bescheinigung der nach Landesrecht
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zuständigen Denkmalbehörde nachweist, dass das
Gebäude oder ein Gebäudeteil nach den landesrecht-
lichen Vorschriften ein Baudenkmal ist. Die Sätze 1
und 2 können nur angewendet werden, soweit die Ge-
bäude mindestens fünf Jahre nach Beendigung der
nachträglichen Herstellungsarbeiten oder der Erhal-
tungsarbeiten der entgeltlichen Überlassung zu
Wohnzwecken dienen. Satz 1 kann nur angewendet
werden, wenn für die nachträglichen Herstellungsar-
beiten oder die Erhaltungsarbeiten keine Investiti-
onszulage nach § 3 in Anspruch genommen wird. § 3
Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Investitionen im Sinne des Absatzes 1 sind be-
günstigt, wenn der Anspruchsberechtigte im Fall
nachträglicher Herstellungsarbeiten oder Erhal-
tungsarbeiten nach dem 31. Dezember 2001 mit den
Arbeiten begonnen hat oder im Fall der Anschaffung
das Objekt auf Grund eines nach dem
31. Dezember 2001 abgeschlossenen obligatorischen
Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts ange-
schafft hat. Als Beginn der nachträglichen Herstel-
lungsarbeiten oder Erhaltungsarbeiten gilt bei Bau-
maßnahmen, für die eine Baugenehmigung
erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem der Bauantrag
gestellt wird; bei baugenehmigungsfreien Bauvorha-
ben, für die Bauunterlagen einzureichen sind, der
Zeitpunkt, in dem die Bauunterlagen eingereicht
werden.

(3) Die Investitionen sind begünstigt, wenn sie der
Anspruchsberechtigte vor dem 1. Januar 2005 ab-
schließt. § 3 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Bemessungsgrundlage für die Investitionszu-
lage ist die Summe der Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten und Erhaltungsaufwendungen der im
Kalenderjahr abgeschlossenen begünstigten Investi-
tionen. Bei Investitionen im Sinne des Absatzes 1
Nr. 1 und 3 gehören die nachträglichen Herstellungs-
kosten und die Erhaltungsaufwendungen nur zur Be-
messungsgrundlage, soweit sie insgesamt in den Jah-
ren 2002 bis 2004 50 Euro je Quadratmeter
Wohnfläche überschreiten und 1 200 Euro je Qua-
dratmeter Wohnfläche nicht übersteigen. Betreffen
nachträgliche Herstellungsarbeiten oder Erhaltungs-
arbeiten mehrere Gebäudeteile, die selbstständige
unbewegliche Wirtschaftsgüter sind, sind die nach-
träglichen Herstellungskosten und Erhaltungsauf-
wendungen nach dem Verhältnis der Nutzflächen auf
die Gebäudeteile aufzuteilen, soweit eine unmittel-
bare Zuordnung nicht möglich ist. Bei Investitionen
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 gelten die Sätze 2 und 3
mit der Maßgabe entsprechend, dass an die Stelle der
nachträglichen Herstellungskosten die Anschaf-
fungskosten treten, die auf nachträgliche Herstel-
lungsarbeiten im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 entfallen.
§ 2 Abs. 5 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. In die Be-
messungsgrundlage können die im Kalenderjahr ge-
leisteten Anzahlungen auf Erhaltungsaufwendungen
einbezogen werden.

(5) Die Investitionszulage beträgt 22 vom Hundert
der Bemessungsgrundlage.“
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4. § 4 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nr. 2 wird die Jahreszahl „2005“

durch die Jahreszahl „2002“ ersetzt.
b) In Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 Satz 1 wird die Jahreszahl

„2004“ durch die Jahreszahl “2001“ ersetzt.

Artikel 20
Änderung des Versicherungsteuergesetzes 1996
u n v e r ä n d e r t

Artikel 20a
Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes

Das Feuerschutzsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Januar 1996 (BGBl. I S. 18), zu-
letzt geändert durch Artikel … des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:
1. § 4 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Versicherungsteuer gehört nicht zum Ver-
sicherungsentgelt.“

2. § 11 wird wie folgt gefasst:
„§ 11 Zerlegung

(1) Das Gesamtaufkommen der entrichteten Feu-
erschutzsteuer wird bis zum 31. Dezember 2004 nach
den Absätzen 2 und 3 zerlegt.

(2) Die Zerlegungsanteile der einzelnen Länder am
Gesamtaufkommen der Feuerschutzsteuer sind nach
den folgenden Zerlegungsmaßstäben zu ermitteln:
a) zu 50 vom Hundert entsprechend den Anteilen an

der Bruttowertschöpfung aller Wirtschaftsberei-
che abzüglich der Wertschöpfung der Wirt-
schaftsbereiche Land- und Forstwirtschaft, Fi-
scherei sowie öffentliche und private Dienstleister;

b) zu 10 vom Hundert entsprechend den Anteilen an
der Bruttowertschöpfung des Wirtschaftsberei-
ches Land- und Forstwirtschaft, Fischerei;

c) zu 25 vom Hundert entsprechend den Anteilen an
der Wohnbevölkerung zu 40 vom Hundert und
den Anteilen am Bestand an Wohngebäuden zu 60
vom Hundert;

d) zu 15 vom Hundert entsprechend den Anteilen an
den Privathaushalten.

Dabei sind jeweils die am 1. Mai des dem Zerlegungs-
jahr folgenden Jahres beim Statistischen Bundesamt
verfügbaren neuesten Daten zugrunde zu legen.

(3) Die Zerlegung wird von der Finanzbehörde der
Freien und Hansestadt Hamburg durchgeführt. Da-
bei sind unter Berücksichtigung des jeweiligen Vor-

Artikel 20
Änderung des Versicherungsteuergesetzes 1996
In § 4 Nr. 5 Satz 1 des Versicherungsteuergesetzes 1996

in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar 1996
(BGBl. I S. 22), das zuletzt durch … (BGBl. I S. …) geän-
dert worden ist, werden nach den Wörtern „der Krankheit,“
die Wörter „der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit bzw.“ ein-
gefügt.
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jahresergebnisses Abschlagszahlungen festzulegen,
die am 15. März, 15. Juni, 15. September und
15. Dezember jeden Jahres zu leisten sind. Bis zur
Ermittlung der Zerlegungsanteile für das Vorjahr
sind die Abschlagszahlungen vorläufig in bisheriger
Höhe zu zahlen.“

Artikel 21
Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes
Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 30. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2678),
zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt ge-
ändert:

1. u n v e r ä n d e r t

1a. In § 2a Satz 1 wird die Angabe „(§ 2 Abs. 5 des Ein-
kommensteuergesetzes)“ durch die Angabe „(§ 2
des Einkommensteuergesetzes)“ ersetzt.

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

Artikel 21a
Änderung des Fünften Vermögensbildungs-

gesetzes
In § 13 Abs. 1 Satz 3 des Fünften Vermögensbildungs-

gesetzes vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406), das zuletzt
durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …)
geändert worden ist, wird die Angabe „§ 2 Abs. 5 des
Einkommensteuergesetzes“ durch die Angabe „§ 2 des
Einkommensteuergesetzes“ ersetzt.

Artikel 21b
Änderung des Wohngeldgesetzes

§ 42 des Wohngeldgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. Januar 2001 (BGBl. I S. 2), das
zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 13. September
2001 (BGBl. I S. 2376) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. Die Nummern 1 und 2a werden aufgehoben.

Artikel 21
Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes
Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 30. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2678),
zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt ge-
ändert:

1. In § 2 Abs. 2 Satz 2 wird am Ende der Nummer 4 das
Wort „oder“ durch einen Punkt ersetzt und Nummer 5
aufgehoben.

2. In § 4 Abs. 4 wird das Wort „zweiten“ durch das Wort
„vierten“ ersetzt.

3. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Dieses Gesetz in der Fassung des Artikels … des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals für das
Sparjahr 2002 anzuwenden.“

b) Folgender Satz 3 wird angefügt:

„§ 4 Abs. 4 in der Fassung des Artikels … des Geset-
zes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals bei nicht ver-
tragsgemäßer Verwendung nach dem 31. Dezember
1998 anzuwenden.“
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2. Nummer 3 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe a Satz 3 werden nach dem Wort
„Miete“ die Wörter „oder Belastung“ eingefügt.

b) In Buchstabe b Satz 3 werden nach dem Wort
„Miete“ die Wörter „oder Belastung“ eingefügt.

c) Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe c an-
gefügt:

„c) Ist ein Miet- oder Lastenzuschuss mit Aus-
nahme des Mietzuschusses nach dem Fünften
Teil, der mindestens teilweise für die Jahre
2003 oder 2004 bewilligt wird, nach dem ab
1. Januar 2002 geltenden Recht niedriger als
der für Dezember 2000 geleistete, in Euro um-
gerechnete Miet- oder Lastenzuschuss, ist für
die in den Jahren 2003 und 2004 liegenden
Teile des Bewilligungszeitraums jeweils ein
Ausgleichsbetrag zu leisten. Der Ausgleichs-
betrag berechnet sich nach dem um 5 Euro
geminderten und auf volle Euro zu runden-
den Unterschiedsbetrag zwischen dem für
Dezember 2000 geleisteten Miet- oder Lasten-
zuschuss und dem Miet- oder Lastenzuschuss
nach dem ab 1. Januar 2002 geltenden Recht.
Hat sich abweichend von den Verhältnissen,
die dem für Dezember 2000 geleisteten Miet-
oder Lastenzuschuss zu Grunde gelegen ha-
ben, die Zahl der zum Haushalt rechnenden
Familienmitglieder oder die zu berücksichti-
gende Miete oder Belastung verringert oder
das Familieneinkommen erhöht, ist der Un-
terschiedsbetrag nach Satz 2 durch die Höhe
des in Euro umgerechneten Miet- oder Las-
tenzuschusses begrenzt, der sich bei Anwen-
dung des bis zum 31. Dezember 2000 gelten-
den Rechts unter Berücksichtigung der
geänderten Verhältnisse ergeben würde. Ab-
weichend von § 40 Abs. 3 ist ein vor dem
1. Januar 2002 ergangener Wohngeldbe-
scheid, dessen Bewilligungszeitraum in die
Zeit nach dem 31. Dezember 2002 hinein-
reicht, mit Wirkung vom 1. Januar 2003 an
aufzuheben. In diesem Fall ist das Wohngeld
für den Teil des Bewilligungszeitraums ab
dem 1. Januar 2003 unter Berücksichtigung
der dem aufgehobenen Teil des Wohngeldbe-
scheides zu Grunde liegenden Verhältnisse
und der Sätze 1 bis 3 zu bewilligen.“

Artikel 21c

Änderung des Altschuldenhilfe-Gesetzes
In § 6 Satz 1 des Altschuldenhilfe-Gesetzes vom

23. Juni 1993 (BGBl. I S. 944, 986), das zuletzt durch das
Gesetz vom 28. August 2000 (BGBl. I S. 1304) geändert
worden ist, werden nach der Angabe „§ 4“ die Wörter
„oder durch eine zusätzliche Entlastung im Sinne des
§ 6a“ eingefügt.
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Artikel 22
Änderung des Gesetzes über
Kapitalanlagegesellschaften

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in der
Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998
(BGBl. I S. 2726), zuletzt geändert durch Artikel … des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. u n v e r ä n d e r t

1a. In § 39 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „außer in
den Fällen des § 10a und 83 des Einkommensteuer-
gesetzes“ durch die Wörter „außer in den Fällen des
§ 22 Nr. 5 des Einkommensteuergesetzes“ ersetzt.

2. u n v e r ä n d e r t

3. § 43 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 14 Satz 1 wird die Angabe „23. Oktober

2000 (BGBl. I S. 1433)“ durch die Angabe
„22. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2601)“ ersetzt.

b) In Absatz 15 wird die Angabe „26. Juni 2001
(BGBl. I S. 1310)“ durch die Angabe „… (BGBl. I
S. …)“ ersetzt.

c) Folgender Absatz 16 wird angefügt:
„(16) § 38b Abs. 5 Satz 1 in der Fassung des Ge-

setzes vom … [StÄndG 2001] ist erstmals für Aus-
schüttungen auf Anteilscheine anzuwenden, die nach
dem … [Tag der Verkündung] zufließen. Dies gilt
auch für die nicht zur Ausschüttung oder Kostende-
ckung verwendeten Einnahmen des Wertpapier-Son-
dervermögens, die in dem Geschäftsjahr als zugeflos-
sen gelten, das nach dem … [Tag der Verkündung]
endet.“

4. In § 43b Nr. 4 wird die Angabe „§ 43 Abs. 6 bis 15“
durch die Angabe „§ 43 Abs. 6 bis 16“ ersetzt.“

5. § 43d Nr. 3 wird wie folgt gefasst:
„3. § 43 Abs. 15 in der Fassung des Gesetzes vom …

(BGBl. I S. …) ist erstmals für das Geschäftsjahr
anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 2001
endet.“

6. § 45 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 wird der Punkt am Ende des Satzes

durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halb-
satz angefügt:

Artikel 22
Änderung des Gesetzes über
Kapitalanlagegesellschaften

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. September 1998
(BGBl. I S. 2726), zuletzt geändert durch … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 38b Abs. 5 Satz 1 zweiter Halbsatz wird wie folgt ge-
fasst:

„soweit darin enthalten sind

1. Erträge im Sinne des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sowie
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes, die nicht nach
§ 40 Abs. 1 steuerfrei sind,

2. der auf Erträge im Sinne der Nummer 1 entfallende
Teil des Ausgabepreises für ausgegebene Anteil-
scheine.“

2. In § 42 Satz 1 werden die Wörter „§ 41 mit Ausnahme
des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe a und d“ durch die
Wörter „§ 41 mit Ausnahme des Absatzes 1 Nr. 2
Buchstabe a, c, e und f“ ersetzt.

3. Dem § 43 wird folgender Absatz 15 angefügt:

„(15) § 38b Abs. 5 Satz 1 ist erstmals für Aus-
schüttungen auf Anteilscheine anzuwenden, die nach
dem … [Tag der Verkündung] zufließen. Dies gilt
auch für die nicht zur Ausschüttung oder Kostende-
ckung verwendeten Einnahmen des Wertpapier-Son-
dervermögens, die in dem Geschäftsjahr als zugeflos-
sen gelten, das nach dem … [Tag der Verkündung]
endet.“

4. In § 43b Nr. 4 wird die Angabe „§ 43 Abs. 6 bis 14“
durch die Angabe „§ 43 Abs. 6 bis 15“ ersetzt.
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„§ 3 Nr. 40 des Einkommensteuergesetzes und
§ 8b des Körperschaftsteuergesetzes sind nicht
anzuwenden.“

b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 10a“ durch die An-
gabe „§ 22 Nr. 5“ ersetzt.

7. In § 50 Abs. 8 wird die Angabe „26. Juni 2001
(BGBl. I S. 1310)“ durch die Angabe „… (BGBl. I
S. …)“ ersetzt.

Artikel 22a
Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes

Das Auslandinvestment-Gesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I
S. 2820), zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:
1. In § 17 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „außer in

den Fällen der §§ 10a und 83 des Einkommensteuer-
gesetzes“ durch die Wörter „außer in den Fällen des
§ 22 Nr. 5 des Einkommensteuergesetzes“ ersetzt.

2. § 19a Abs. 9 wird wie folgt gefasst:
„(9) § 17 Abs. 1 in der Fassung des Gesetzes vom

… (BGBl. I S. …) [StÄndG 2001] ist erstmals für das
Geschäftsjahr anzuwenden, das nach dem
31. Dezember 2001 endet.“

Artikel 23
Änderung des Steuer-Euroglättungsgesetzes

Das Steuer-Euroglättungsgesetz vom 19. Dezember 2000
(BGBl. I S. 1790) wird wie folgt geändert:
1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) entfällt

b) u n v e r ä n d e r t

c) u n v e r ä n d e r t

d) u n v e r ä n d e r t
e) u n v e r ä n d e r t

f) u n v e r ä n d e r t
g) u n v e r ä n d e r t

Artikel 23
Änderung des Steuer-Euroglättungsgesetzes

Das Steuer-Euroglättungsgesetz vom 19. Dezember 2000
(BGBl. I S. 1790) wird wie folgt geändert:
1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa wird
aufgehoben.

b) Nummer 14 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
„a) In Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe „50 000

Deutsche Mark“ durch die Angabe „25 565
Euro“ ersetzt“.

c) Nummer 23 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
„a) In Satz 1 wird die Angabe „100 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „51 200 Euro“ ersetzt.“
d) Die Nummern 26 und 39 werden aufgehoben.
e) Nummer 51 wird wie folgt gefasst:

„51. In § 45c Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 4
Buchstabe a und Abs. 5 Satz 2 wird die Angabe
„100 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe
„51 Euro“ ersetzt.“

f) Nummer 54 wird aufgehoben.
g) Nummer 57 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe b wird wie folgt gefasst:
„b) Die Absätze 7, 8, 12, 15 Satz 1, 2, 4 und 5,

Abs. 27 und 30 werden aufgehoben.“
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2. u n v e r ä n d e r t
3. u n v e r ä n d e r t
4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

6. u n v e r ä n d e r t

7. u n v e r ä n d e r t

bb) Buchstabe i wird wie folgt gefasst:
„i) Absatz 41 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummer 1 wird aufgehoben.
bb) Die bisherigen Nummern 2 und 3 wer-

den zu den Nummern 1 und 2.“
cc) In Buchstabe n wird § 52 Abs. 52 Nr. 2 wie folgt

gefasst:
„2. ab dem Kalenderjahr 2005 mit der Maß-

gabe, dass in Absatz 2 Satz 8 an die Stelle
der Zahlen „19,9“ und „48,5“ die Zahlen
„15“ und „42“ und an die Stelle der Anga-
ben „8 946 Euro“ und „27 306 Euro“ die
Angaben „9 144 Euro“ und „25 812 Euro“
treten.“

2. Artikel 2 Nr. 7 wird aufgehoben.
3. Artikel 3 wird aufgehoben.
4. Artikel 4 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. In § 9 Abs. 1 Nr. 2 Satz 4 wird die Angabe „50 000
Deutsche Mark“ durch die Angabe „25 565 Euro“
ersetzt.“

5. Artikel 6 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 wird folgender Buchstabe 0a eingefügt:

„0a) In Absatz 2a werden die Angabe „6 912 Deut-
sche Mark“ durch die Angabe „3 564 Euro“
und die Angabe „3 456 Deutsche Mark“ durch
die Angabe „1 782 Euro“ ersetzt.“

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. Dem § 6 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 in
der Fassung des Artikels 6 des Gesetzes vom
19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1790) ist erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 2002 anzu-
wenden.“”

6. Artikel 7 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. In § 9 Nr. 5 Satz 4 wird die Angabe „50 000
Deutsche Mark“ durch die Angabe „25 565
Euro“ ersetzt.“

b) Nummer 3 Buchstabe a wird wie folgt geändert:
aa) Doppelbuchstabe aa wird wie folgt gefasst:

„aa) Die Angabe „100 Deutsche Mark“ wird
durch die Angabe „100 Euro“ ersetzt.“

bb) Doppelbuchstabe cc wird wie folgt gefasst:
„cc) In Nummer 2 wird die Angabe „7 500

Deutsche Mark“ durch die Angabe „3 900
Euro“ ersetzt.“

7. Artikel 23 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 12 wird wie folgt gefasst:

„12. In § 340 Abs. 3 wird die Angabe „40 Deutsche
Mark“ durch die Angabe „20 Euro“ ersetzt.“
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Artikel 23a
Änderung des Zweiten Gesetzes zur

Familienförderung
Artikel 8 Abs. 2 des Zweiten Gesetzes zur Familien-

förderung vom 16. August 2001 (BGBl. I S. 2074) wird
wie folgt gefasst:

„(2) Artikel 5 Nr. 1 und 2 und Artikel 2 Nr. 2 Buch-
stabe b treten mit Wirkung vom 1. Januar 2000 in
Kraft.“

„Gegen-
standswert
bis … Euro

Gebühr
Euro

„Gegen-
standswert
bis … Euro

Gebühr
Euro

500 10 24 000 150
1 000 15 25 000 155
1 500 20 26 000 160
2 000 25 27 000 165
2 500 30 28 000 170
3 000 35 29 000 175
3 500 40 30 000 180
4 000 45 31 000 185
4 500 50 32 000 190
5 000 55 33 000 195
6 000 60 34 000 200
7 000 65 35 000 205
8 000 70 36 000 210
9 000 75 37 000 215

10 000 80 38 000 220
11 000 85 39 000 225
12 000 90 40 000 230
13 000 95 41 000 235
14 000 100 42 000 240
15 000 105 43 000 245
16 000 110 44 000 250
17 000 115 45 000 255
18 000 120 46 000 260
19 000 125 47 000 265
20 000 130 48 000 270
21 000 135 49 000 275
22 000 140 50 000 280
23 000 145
Die Gebühr erhöht sich bei Gegenstandswerten
von mehr als 50 000 Euro für jeden angefan-
genen Betrag von weiteren 1 000 Euro um
5 Euro.““

b) Nummer 14 wird aufgehoben.
c) Nach Nummer 21 wird folgende Nummer 22 ange-

fügt:
„22. Die Anlage zu § 339 Abs. 4 wird wie folgt ge-

fasst:

„Gegen-
standswert
bis … Euro

Gebühr
Euro

„Gegen-
standswert
bis … Euro

Gebühr
Euro

500 10 24 000 150
1 000 15 25 000 155
1 500 20 26 000 160
2 000 25 27 000 165
2 500 30 28 000 170
3 000 35 29 000 175
3 500 40 30 000 180
4 000 45 31 000 185
4 500 50 32 000 190
5 000 55 33 000 195
6 000 60 34 000 200
7 000 65 35 000 205
8 000 70 36 000 210
9 000 75 37 000 215

10 000 80 38 000 220
11 000 85 39 000 225
12 000 90 40 000 230
13 000 95 41 000 235
14 000 100 42 000 240
15 000 105 43 000 245
16 000 110 44 000 250
17 000 115 45 000 255
18 000 120 46 000 260
19 000 125 47 000 265
20 000 130 48 000 270
21 000 135 49 000 275
22 000 140 50 000 280
23 000 145
Die Gebühr erhöht sich bei Gegenstandswerten
von mehr als 50 000 Euro für jeden angefan-
genen Betrag von weiteren 1 000 Euro um
5 Euro.“
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Artikel 24
Neufassung geänderter Gesetze und

Verordnungen
Das Bundesministerium der Finanzen kann den Wortlaut

der durch die Artikel 1 bis 8b, 9a, 10 bis 16a, 17 bis 21a, 22
und 22a dieses Gesetzes geänderten Gesetze und Verord-
nungen in der vom Inkrafttreten der Rechtsvorschriften an
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 25
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
Die auf den Artikeln 2, 3, 15, 16, 16a, 18 und 19 be-

ruhenden Teile der Einkommensteuer-Durchführungs-
verordnung, der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung, der
Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung, der Umsatzsteu-
ererstattungsverordnung, der Umsatzsteuerzuständig-
keitsverordnung, der Ausführungsbestimmungen zum
Rennwett- und Lotteriegesetz und der Verordnung zur Ver-
einfachung der Steuererhebung bei der Lotteriesteuer kön-
nen auf Grund der einschlägigen Ermächtigungsgrundlagen
durch Rechtsverordnungen geändert werden.

Artikel 26
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 6
am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 1 Nr. 21 Buchstabe g (§ 52 Abs. 49a) und
Artikel 20 treten am 1. Januar 2001 in Kraft.

(3) Artikel 8a (Artikel 97a § 5) tritt am 1. Mai 2001 in
Kraft.

(4) Artikel 8 Nr. 21 (§ 244 Abs. 1) tritt am 1. Juli 2001
in Kraft.

(5) Artikel 10 tritt am 31. Dezember 2001 in Kraft.
(6) Artikel 1 Nr.

02 (§ 1a),
3 Buchstabe b (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 Satz 4),
5a (§ 12),
6 (§ 19a),
7a (§ 22 Nr. 5),
9c (§ 37),
10 (§ 39a),
11 (§ 39b),
15 (§ 42d),
17a (§ 48),
17b (§ 48b),
22 (§ 55),
23 (§ 79),
24 (§ 80),
25 (§ 82 Abs. 4),
26 (§ 90 Abs. 2),
27 (§ 93),
28 (§ 94 Abs. 1),
29 (§ 95 Abs. 2) und

Artikel 24
Neufassung geänderter Gesetze und

Verordnungen
Das Bundesministerium der Finanzen kann den Wortlaut

der durch die Artikel 1 bis 8 und 10 bis 22 dieses Gesetzes
geänderten Gesetze und Verordnungen in der vom Inkraft-
treten der Rechtsvorschriften an geltenden Fassung im Bun-
desgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 25
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
Die auf den Artikeln 2, 3, 15, 16, 18 und 19 beruhenden

Teile der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung, der
Lohnsteuer-Durchführungsverordnung, der Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung, der Umsatzsteuererstattungs-
verordnung, der Ausführungsbestimmungen zum Rennwett-
und Lotteriegesetz und der Verordnung zur Vereinfachung
der Steuererhebung bei der Lotteriesteuer können auf Grund
der einschlägigen Ermächtigungsgrundlagen durch Rechts-
verordnungen geändert werden.

Artikel 26
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3
am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 1 Nr. 21 Buchstabe g (§ 52 Abs. 49a) und
Artikel 20 treten am 1. Januar 2001 in Kraft.

(3) Artikel 1 Nr. 6 (§ 19a), 10 (§ 39a), 11 (§ 39b) und 15
(§ 42d), Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe a (§ 84 Abs. 3b),
Artikel 3, 14, 15, 16, 17, 18 und 19 treten am 1. Januar 2002
in Kraft.
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30 (§ 99 Abs. 2),
Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe a (§ 84 Abs. 3b),
Artikel 3,
Artikel 8 Nr. 4 (§ 6 Abs. 2),
Artikel 9a,
Artikel 14, 15, 16, 17, 18 und 19,
Artikel 20a,
Artikel 21b,
Artikel 22,
und Artikel 22a
treten am 1. Januar 2002 in Kraft.
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